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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

der Deutsche Bundestag hat das historische Finanzpaket von Union und SPD mit einer satten Zwei-

drittel-Mehrheit gebilligt. Ob es die Wirtschaft voranbringen kann, hängt nach Einschätzung der 

Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) von der konkreten Umsetzung und von flankie-

renden Reformen ab. 

 

"Es lastet nun eine enorme Verantwortung auf der Politik", kommentiert DIHK-Präsident Peter Adrian 

die vom Bundestag am 18. März 2025 beschlossene und vom Bundesrat am 21. März bestätigte 

Grundgesetzänderung zu Schuldenbremse und Sondervermögen: "Dieses Finanzpaket kann eine 

Chance sein – auch für das so dringend notwendige Wirtschaftswachstum und unsere Wettbewerbs-

fähigkeit." 

 

Als Voraussetzung nannte Adrian, dass "die Milliarden klug und effizient eingesetzt werden. Ge-

schieht dies nicht, kann diese massive Verschuldung zu einem enormen Risiko werden. Denn klar 

ist: Unsere Wirtschaft muss mittelfristig wieder schneller wachsen als Schulden und Kreditzinsen." 

 

In den Koalitionsverhandlungen müssten Union und SPD "deshalb jetzt konkret werden", mahnt der 

DIHK-Präsident, und er erklärt: "Dieses Verschuldungspaket kann nur funktionieren, wenn die neue 

Regierung die strukturellen Probleme in unserem Land konsequent angeht und dringend notwendige 

Reformen umsetzt – sonst versandet das Geld." 

 

Endlich der Vergangenheit angehören müssten "quälend lange Genehmigungsprozesse, veraltete 

Verwaltungen, marode Infrastruktur, hohe Steuern und lähmende Bürokratie", zählt Adrian auf. "Die 

Unternehmerinnen und Unternehmer brauchen wieder mehr Freiraum, um auf breiter Basis erfolg-

reich sein zu können. Notwendig dazu ist eine verlässliche Wirtschaftspolitik. Die Weltwirtschaft war-

tet nicht auf uns. Wir müssen wieder fit werden, um vorne mitzuhalten. Wir dürfen diese Chance jetzt 

nicht vergeben." 
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POLITIK UND RECHT 
 
 

SAARLAND 
 
 
Position der IHK Saarland zur kommunalen Verpackungssteuer 
 
Die IHK Saarland warnt vor der Einführung kommunaler Verpackungssteuern im Saarland. Eine solche Steuer 
würde insbesondere Unternehmen aus dem Handel und der Gastronomie unverhältnismäßig belasten, ohne 
nachhaltige Lösungen zur Abfallvermeidung zu fördern. Die IHK fordert stattdessen wirtschaftsfreundliche und 
praxisnahe Maßnahmen, die ökologische und wirtschaftliche Ziele in Einklang bringen. 
 
Die IHK weist in ihrem Positionspapier zu kommunalen Verpackungssteuern zudem darauf hin, dass auch der 
erhoffte Umweltvorteil einer Verpackungssteuer höchst fraglich ist. So zeigen Studien, dass Mehrwegsysteme 
nicht pauschal umweltfreundlicher sind, da sie häufig mit hohem Energie- und Ressourcenverbrauch verbun-
den sind. 
 
Die IHK fordert daher die saarländischen Kommunen auf, alles zu unterlassen, was die finanziellen Spielräume 
der Unternehmen weiter einengt und stattdessen im engen Schulterschluss mit der regionalen Wirtschaft auf 
bundesweit einheitliche Maßnahmen zur Müllvermeidung zu setzen. 
 
Das IHK-Positionspapier steht auf der Homepage der IHK Saarland zum Download zur Verfügung. 
 
 
Öffentlichkeitsbeteiligung zum 4. Bewirtschaftungsplan nach der Wasserrahmenrichtlinie  
 
Vom 22. Dezember 2024 bis zum 22. Juni 2025 läuft die Öffentlichkeitsbeteiligung für den 4. Bewirtschaf-
tungsplan nach der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL). Ziel dieser Initiative ist es, den guten Zustand aller Ge-
wässer im Saarland zu erhalten oder wiederherzustellen. 
 
Das Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbraucherschutz des Saarlandes erarbeitet dazu 
ein umfangreiches viertes Maßnahmenprogramm, das sich an alle Gewässernutzer richtet. Im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung haben Bürgerinnen und Bürger, Behörden, Verbände und weitere Interessierte die 
Möglichkeit, innerhalb der kommenden sechs Monate ihre Stellungnahmen und Rückmeldungen einzubringen. 
Diese fließen in die Erstellung des neuen Bewirtschaftungsplans ein. 
 
Der derzeitige 3. Bewirtschaftungsplan läuft noch bis 2027 und hat bereits Verbesserungen erzielt, dennoch 
sind weitere Maßnahmen erforderlich, um die Ziele der WRRL zu erreichen. 
 
Hintergrund 

Das Saarland ist dicht besiedelt, wodurch der Schutz der Gewässer eine besondere Herausforderung darstellt. 
Die WRRL sieht vor, in Oberflächengewässern einen guten ökologischen und chemischen Zustand sowie im 
Grundwasser einen guten mengenmäßigen und chemischen Zustand zu erreichen. Das dazu erarbeitete Maß-
nahmenprogramm ist für alle zuständigen Behörden verbindlich. Gemeinden, Betriebe, Landwirte und der Ent-
sorgungsverband Saar erhalten Unterstützung durch Förderprogramme und Kooperationsangebote des Mi-
nisteriums. 
 
Weitere Informationen zur Öffentlichkeitsbeteiligung sind auf der Website des Ministeriums abrufbar:  
Öffentlichkeitsbeteiligung - saarland.de 
 
Quelle: MUKMAV 
 
 
Energie-Scouts 2024/25 der IHK Saarland – Präsentation der Projekte und Preisverleihung 
 
Im Rahmen einer bundesweiten Aktion der DIHK und des „Unternehmensnetzwerks Klimaschutz – Eine IHK-
Plattform“ hat die IHK Saarland im vergangenen Jahr zum achten Mal die Qualifizierung von Azubis zu Ener-
gie-Scouts angeboten. 
 
Die Projektergebnisse werden nun in einer Abschlussveranstaltung am 20. Mai. März 2025 präsentieren. Da-
bei werden auch die besten Arbeiten der Kampagne 2024/25 als Landessieger prämiert. 

https://www.saarland.ihk.de/p/IHK_warnt_vor_Einf%C3%BChrung_kommunaler_Verpackungssteuern_im_Saarland-17-18793.html
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=E1FC45CBD218107044ACC1FF653129A9&MODULE=Frontend.Media&ACTION=ViewMediaObject&Media.PK=9792&Media.Object.ObjectType=full
https://www.saarland.de/mukmav/DE/portale/wasser/informationen/oeffentlichkeitsbeteiligung
about:blank
about:blank
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Wir möchten mit der Veranstaltung auch die Gelegenheit nutzen, für die Teilnahme an der Energie-Scout-
Kampagne 2025/26 zu werben, die erneut in der zweiten Jahreshälfte 2025 mit den Workshops für die Azubis 
starten wird. 
 
An der kostenfreien Energie-Scout-Kampagne können alle Unternehmen teilnehmen, die mindestens einen 
Auszubildenden zu diesem Thema fit machen wollen. Für weitere Informationen stehen wir auch gerne in 
einem persönlichen Gespräch bereit. 
 
Anmeldung und Informationen: Frau Ute Stephan,  (0681) 9520-431,  ute.stephan@saarland.ihk.de. 
 
 
Klimaschutztag am 05. Juni 2025 in Obernai, Elsass/Frankreich 
 
Am 05. Juni 2025 findet der erste deutsch-französische Klimaschutztag des Verbands Klimaschutz-Unterneh-
men gemeinsam mit seinem Mitglied Hager Group im elsässischen Obernai statt. Unter dem Motto „Im Kreis-
lauf für Klima und Umwelt“ erwarten Sie inspirierende Keynotes, Fachforen und Workshops zu Themen wie 
Kreislaufwirtschaft, CSRD, Künstliche Intelligenz in der Transformation sowie Klimaschutz als Teamaufgabe. 
Ein besonderer Schwerpunkt in diesem Jahr liegt auf der europäischen Zusammenarbeit. 
 
Informieren Sie sich, teilen Sie Ihre Expertise und tauschen Sie Ihre Erfahrungen rund um den betrieblichen 
Klimaschutz aus. Mit dabei sind Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft. 
 
Melden Sie sich hier für den Klimaschutztag an!  
 
Ansprechpartnerin zum Klimaschutztag 2025: Frau Laura Prinz, Eventmanagement, Klimaschutz-Unterneh-
men e.V.,  prinz@klimaschutz-unternehmen.de,  +49 (0) 151 46 33 95 69. 
 
 
 
 

BUND 
 
 
BNetzA mit neuem Index zur Entwicklung der Industriestrompreise auf SMARD 
 
Die Bundesnetzagentur veröffentlicht seit Ende Dezember 2024 auf ihrer Energiemarktdatenplattform SMARD 
einen neuen Index für Industriestrompreise. Die monatliche Darstellung soll es ermöglichen, die Entwicklung 
der Strompreise für Industriekunden einfach nachzuvollziehen und Transparenz bei der Bewertung der aktu-
ellen Marktsituation zu schaffen. Die Entwicklung des Industriestrompreises mit und ohne Vergünstigungen 
wird in Form eines Indexes dargestellt. Der modellierte Industriestrompreis setzt sich aus folgenden Bestand-
teilen zusammen: Umlagen, Steuern, Netzentgelten, Abgaben, Vertriebskosten und Marge sowie Beschaf-
fungskosten. Die Beschaffungskosten werden auf Grundlage einer typischen Beschaffungsstrategie der 
Stromlieferanten modelliert. Als Vergleichszeitraum dienen die Werte des Basismonats Januar 2021. 
 
Veröffentlicht wird der neue Index auf der Datenplattform SMARD. Auf der Plattform SMARD bietet die BNetzA 
außerdem eine Fülle von aktuellen Daten zum deutschen Strommarkt. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
BAFA-Merkblatt zum Energieeffizienzgesetz aktualisiert 
 
Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) hat Anfang Februar 2025 das Merkblatt zum Ener-
gieeffizienzgesetz (EnEfG) aktualisiert. Die wichtigsten Änderungen betreffen die Präzisierung des Unterneh-
mensbegriffs, die Anwendung der 90 Prozent-Regelung bei Energie- und Umweltmanagementsystemen, Kon-
kretisierungen der Anforderungen an Umsetzungspläne sowie Ausnahmeregelungen der Wirtschaftlichkeits-
bewertung nach VALERI. 
 
Mit der aktuellen Überarbeitung des Merkblatts zum EnEfG wurden wesentliche Anpassungen vorgenommen, 
um die Anforderungen für Unternehmen zu präzisieren und den bürokratischen Aufwand zu verringern. Die 
wichtigsten Änderungen im Überblick: 

mailto:ute.stephan@saarland.ihk.de
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/klimaschutztag/kst-2025/anmeldung-kst2025/
mailto:prinz@klimaschutz-unternehmen.de
https://www.smard.de/page/home/topic-article/211816/215546
https://www.smard.de/home
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• Anpassung des Unternehmensbegriffs & Entscheidungsbaum 
Im Kern bleibt das BAFA bei der funktionalen Betrachtungsweise des Unternehmens (nach EU). Ex-
plizit wird nun aber dargelegt, dass auch Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung als Unternehmen 
gelten können - wenn sie zur Erzielung eines Leistungsaustauschs am Markt tätig sind und keine 
unselbstständigen Eigenbetriebe sind. 

• 90 Prozent-Regelung auch bei Energie- und Umweltmanagementsystemen (§ 8 EnEfG) 
Analog zur Energieaudit-Regelung müssen EnMS oder UMS künftig mind. 90 Prozent des gesamten 
Endenergieverbrauchs eines Unternehmens abdecken. Dies ermöglicht eine flexiblere Umsetzung 
und reduziert den administrativen Aufwand für die Unternehmen, denn bisher wurden immer 100 Pro-
zent "gehandelt". Die Einhaltung der 90 Prozent-Regelung obliegt dem verpflichteten Unternehmen 
und ist im Rahmen der Zertifizierung mit der Zertifizierungsstelle abzustimmen. Sie ist aber leider aus-
schließlich auf das einzelne verpflichtete Unternehmen beschränkt; eine unternehmensübergreifende 
Betrachtung (innerhalb eines Konzerns) ist nicht zulässig. 

• Konkretisierung der Anforderungen an Umsetzungspläne (§ 9 EnEfG) 
Das Merkblatt enthält detaillierte Informationen zu Inhalt und Umfang der geforderten Umsetzungs-
pläne für wirtschaftliche Endenergieeinsparmaßnahmen und ein Gestaltungsbeispiel. Diese orientie-
ren sich an den Vorgaben der ISO 50001, EMAS und DIN EN 16247-1. 

• Ausnahmeregelungen für Wirtschaftlichkeitsbewertung nach DIN EN 17463 (VALERI) 
Zukünftig sind bestimmte Maßnahmen von der detaillierten Wirtschaftlichkeitsbewertung befreit: Maß-
nahmen mit einem Netto-Investitionsvolumen bis 2.000 Euro, beschlossene und direkt in den Umset-
zungsplan aufgenommene Maßnahmen sowie aufgrund gesetzlicher oder regulatorischer Vorgaben 
verpflichtende Maßnahmen. 

 
Das aktualisierte Merkblatt steht auf der BAFA-Webseite zum Download bereit. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur UVPVwV 
 
Der Bundesrat hat am 14. Februar 2025 die neue Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPVwV) beschlossen. In 
der Verwaltungsvorschrift werden Rechtsfragen zur Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP-Pflicht) ausgelegt und für Behörden verbindlich festgelegt. 
 
Mit dem Beschluss wird die bisherige Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPVwV) aus dem Jahr 1995 neu gefasst. Sie wird damit an die zahlrei-
chen Gesetzesänderungen und Rechtsprechungen angepasst. 
 
Als besonders schwierig gelten bspw. die Untersuchung kumulativer Auswirkungen eines Projekts zusammen 
mit anderen Projekten (die sogenannte Kumulationsprüfung) und wann von einem Projekt erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen ausgehen (was zu einer UVP-Pflicht führt). Auch der Umfang der in einer UVP zu 
untersuchenden und zu berichtenden Umweltauswirkungen ist wichtiger Bestandteil der UVPVwV. 
 
Den Beschluss der UVPVwV finden Sie auf den Seiten des Bundesrates. Die Vollzugsvorschrift wird nach 
Verkündung im Amtsblatt rechtkräftig. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Neue nationale Biodiversitätsstrategie verabschiedet 
 
Die neue Nationale Biodiversitätsstrategie (NBS 2030) wurde noch vom alten Bundeskabinett am 18. Dezem-
ber 2024 beschlossen. Relevant für die Wirtschaft sind folgende Punkte: 

• Ein Anreiz- bzw. Förderkonzept soll entwickelt werden, um zusätzliche Anreize für Unternehmen (ins-
besondere KMU) zu schaffen, Biodiversitätsmaßnahmen zu ergreifen, die über gesetzliche Anforde-
rungen hinausgehen. 

• Bis 2027 sollen Unterstützungsangebote und Umsetzungshilfen unter anderem zu den EU-Richtlinien 
und Verordnungen über Sorgfaltspflichten entwickelt und initiieret werden. 

https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Energie/ea_merkblatt_energieefffizienzgesetz.html?nn=1465576
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2024/0601-0700/0616-24.html
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• Dialog, Initiativen, Praxis-Tools: Bis 2027 sollen der Dialog mit der Wirtschaft in Deutschland fortge-
führt werden und es werden verstärkt Maßnahmen zu Aufklärung (insbesondere auch für KMU), Pra-
xis-Tools, Standards sowie zur Unterstützung von Brancheninitiativen und freiwilligen Biodiversitäts-
Maßnahmen und Verpflichtungen durchgeführt werden. 

 
Die vollständige Pressemitteilung und die Strategie zum Download finden Sie hier. 
 
Über gesetzliche Vorgaben hinaus gibt es durchaus gute Gründe, sich als Unternehmen mit biologischer Viel-
falt zu beschäftigen: Seien es Reputationsrisiken, die mit den Auswirkungen der unternehmerischen Tätigkeit 
auf die biologische Vielfalt verbunden sind oder bisher verborgene Abhängigkeiten von den Ökosystemdienst-
leistungen, deren Grundlage Biodiversität ist. 
 
Der Biodiversity Quick Check bietet einen konzentrierten Einstieg in die Auseinandersetzung mit Biodiversität 
und bereit Unternehmen auf die regulatorischen Anforderungen zu Biodiversität bestmöglich und praxisnah 
vor. Weitere Informationen zu den Checks: Das Faktenblatt erklärt was Biodiversity-Checks sind. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Geänderte TRGS 722 "Vermeidung oder Einschränkung gefährlicher explosionsfähiger Gemische" 
 
Am 14. Februar 2025 wurde die Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 722 "Vermeidung oder Einschrän-
kung gefährlicher explosionsfähiger Gemische" geändert. Die TRGS 722 ist eine von vielen Technischen Re-
geln für Gefahrstoffe, die vom Bundesministerium für Arbeit (BMAS) und Soziales in Zusammenarbeit mit der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) erarbeitet wurde. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRGS 722 finden Sie zum Download auf der Webseite der BAuA. 
 
Quelle: BAuA 
 
 
BVerfG-Urteil: Kommunale Verpackungssteuer ist rechtmäßig 
 
Die Tübinger Verpackungssteuer ist rechtmäßig. Das Bundesverfassungsgericht hat eine Beschwerde gegen 
die Satzung der Stadt Tübingen zurückgewiesen. Es ist damit zu rechnen, dass jetzt weitere Kommunen zeit-
nah ähnliche Regelungen erlassen werden. 
 
Die Stadt Tübingen hat 2022 eine Verpackungssteuer auf nicht wiederverwendbare Verpackungen von Spei-
sen und Getränken sowie auf Einweggeschirr und -besteck, sog. To-go-Produkte eingeführt. Die Steuer ist 
vom Endverkäufer zu entrichten und wird mit einem feststehenden Satz pro Produkt berechnet. 
 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wies am 27. November 2024 die Verfassungsbeschwerde gegen die 
Verpackungssteuersatzung der Stadt Tübingen zurück, womit kommunale Verpackungssteuern als rechtmä-
ßig erklärt wurden. 
 
Folglich können sich Anbieter von To-go-Produkten darauf einstellen, dass künftig in weiteren Kommunen 
lokale Steuern auf Einwegverpackungen und -geschirr erhoben werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Gerichtsurteil: Permanenttragetaschen (vorerst) systembeteiligungspflichtig nach VerpackG 
 
Das Verwaltungsgericht Köln hat entschieden: Permanenttragetaschen sind systembeteiligungspflichtige Ver-
packungen. Die Klage eines Unternehmens aus dem Lebensmitteleinzelhandel gegen einen entsprechenden 
Einordnungsbescheid der Zentralen Stelle Verpackungsregister (ZSVR) wurde abgewiesen. 
 
Das Urteil hat weitreichende Folgen für Unternehmen verschiedenster Branchen, darunter Drogerien, Bau- 
und Gartenmärkte, Mitnahmemöbelhäuser sowie den Tierbedarf und Spielwarenhandel. Unternehmen, die 
solche Tragetaschen an Kundinnen und Kunden ausgeben, müssten demnach das Recycling dieser Verpa-
ckungen finanzieren. Allerdings steht die abschließende Entscheidung noch aus: Das Bundesverwaltungsge-
richt wird sich in der zugelassenen Sprungrevision mit dem Fall befassen. Sollte das erstinstanzliche Urteil 

https://www.bmuv.de/pressemitteilung/eine-strategie-die-unsere-natuerlichen-lebensgrundlagen-schuetzt
https://www.bodensee-stiftung.org/wp-content/uploads/Biodiversity-Quick-Check-07-10-2024.pdf
https://www.unternehmen-biologische-vielfalt.de/faktenblatt-biodiversity-check/
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-722?nn=e1d541a2-07fc-48eb-a882-1aee9c348775
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bestätigt werden, wäre rechtsverbindlich geklärt, dass die Systembeteiligungspflicht auch für Permanenttra-
getaschen gilt. 
 
Angesichts der näher rückenden Frist zur Abgabe der Vollständigkeitserklärung am 15. Mai 2025 sollten Un-
ternehmen und deren Prüfer die aktuelle Rechtsprechung in ihre Prüfungen einbeziehen. 
 
Quelle: www.verpackungsregister.org. 
 
 
Fristverlängerung für Registrierungen auf der DIVID-Plattform 
 
Das Umweltbundesamt (UBA) hat eine Fristverlängerung für die Registrierungspflicht nach dem Einwegkunst-
stofffondsgesetz (EWKFondG) angekündigt. Bis zum 15. Mai 2025 sind keine Sanktionen für unterbliebene 
oder unvollständige Registrierungen zu befürchten. 
 
Seit 2024 sind Hersteller bestimmter Einwegkunststoffprodukte verpflichtet, Kosten für Entsorgung und Reini-
gung im öffentlichen Raum zu übernehmen. Die Abwicklung dieser Beiträge erfolgt über den Einwegkunst-
stofffonds (EWKFonds), den das UBA verwaltet. Die DIVID-Plattform dient der Registrierung abgabepflichtiger 
Unternehmen, der Einzahlung von Sonderabgaben sowie der Verteilung der Mittel an berechtigte Stellen. 
 
Seit Januar 2025 können Hersteller auf der Plattform auch Mengenmeldungen für das Jahr 2024 abgeben. 
Diese Meldungen sind durch einen nach dem Verpackungsgesetz registrierten Sachverständigen, Steuerbe-
rater, vereidigten Buchprüfer oder Wirtschaftsprüfer zu prüfen. Das UBA wird jedoch bis zum Ablauf der Ab-
gabefrist am 15. Mai 2025 keine Prüfleitlinien für diese Prüfenden veröffentlichen. Die Abgabe der Mengen-
meldungen bleibt dennoch verpflichtend. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
BGH-Urteil zur Werbung mit CO2-Kompensation bei Fernbusreisen 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat am 20. Februar 2025 (Aktenzeichen I ZB 26/24) Grundsatzfragen im grenz-
überschreitenden Verbraucherschutz nun höchstrichterlich geklärt und dem Umweltbundesamt (UBA) im Ein-
satz gegen irreführendes Greenwashing Recht gegeben. 
 
Die Entscheidung der Vorinstanz, des Landgerichts Dessau-Roßlau, wurde damit bestätigt. Dieses hatte all-
gemeine und vergleichende Anpreisungen einer strengen Kontrolle unterworfen. Informationen über Angebote 
zur CO2-Kompensation müssen aussagekräftig und transparent sein. Zugleich überprüfte und bestätigte der 
BGH erstmals die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von EU-Verbraucherschutzbehörden. 
 
Die vollständige Pressemeldung des UBA ist hier einsehbar. Das Urteil kann hier eingesehen werden. 
 
Quelle: UBA 
 
 
Neuer Entwurf zur TA Luft: Umsetzung der IE-Richtlinie in Verbändeanhörung 
 
Das Bundesumweltministerium (BMUV) hat einen Entwurf zur Änderung der Technischen Anleitung zur Rein-
haltung der Luft (TA Luft) vorgelegt und zur Verbändeanhörung freigegeben. Ziel ist die Umsetzung der In-
dustrieemissionsrichtlinie (IE-Richtlinie), wobei hauptsächlich redaktionelle und strukturelle Anpassungen vor-
genommen werden. Stellungnahmen zu diesem Entwurf können bis zum 04. April 2025 eingereicht werden. 
 
Der Entwurf sieht eine tiefgreifende Umstrukturierung der TA Luft vor. Die bisherigen Regelungen in den Ab-
schnitten 5.4.1 bis 5.4.10 sollen in zehn sektorale Verwaltungsvorschriften überführt werden. Weitere Anpas-
sungen betreffen insbesondere die Nummern 7 und 9 sowie die Anhänge 10, 11 und 12. Ziel ist eine bessere 
Abstimmung mit der 4. BImSchV durch eine geänderte Systematik und Nummerierung. 
 
Unternehmen sollten prüfen, ob sie von den neuen Anforderungen betroffen sind. Besonders emissionsinten-
sive Branchen sind von den Verschärfungen betroffen. Die laufende Verbändeanhörung bietet zudem die 
Möglichkeit, Stellungnahmen einzureichen und notwendige Anpassungen zu adressieren. 
 

https://www.verpackungsregister.org/
https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/umweltaussagen-zu-fernbusreisen-bundesgerichtshof
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=140773&anz=1191&pos=1
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Die endgültige Änderung der TA Luft erfolgt erst nach Beschluss eines neuen Bundeskabinetts und des Bun-
desrates. Sollte aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft Änderungsbedarf bestehen, plant die DIHK eine Stel-
lungnahme. Rückmeldungen dazu sind bis zum 04. April 2025 willkommen. 
 
Die Entwürfe berücksichtigen bereits die durch das geplante Artikelgesetz und die Mantelverordnung zur Um-
setzung der IE-Richtlinie vorgesehenen Anpassungen am BImSchG sowie der 4. BImSchV. 
 
Die IHK Karlsruhe bietet den Referentenentwurf sowie eine Synopse der bisherigen und geplanten neuen TA 
Luft zum Download an. 
 
Quelle: DIHK und IHK Karlsruhe 
 
 
 
 

EUROPÄISCHE UNION 
 
 
Von der Leyen II – Was die neue EU-Kommission zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit plant 
 
Seit dem 01. Dezember 2024 ist die neue EU-Kommission offiziell im Amt und Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen hat direkt ihre Prioritäten präsentiert. Am bedeutendsten für Unternehmen sind dabei der "Clean 
Industrial Deal" und Maßnahmen zum Bürokratieabbau, die das Wirtschaften in Europa vereinfachen sollen. 
 
Fokus Wettbewerbsfähigkeit – alte Themen, neue Impulse 

Das übergeordnete Leitthema für die neue Legislatur ist die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Europas. 
Hierzu kündigt die Kommission erste Initiativen an: Bereits Mitte Januar wurde der sogenannte "Kompass für 
Wettbewerbsfähigkeit" vorgestellt – ein strategischer Rahmen für die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. Er 
umfasst drei Säulen: die Verkleinerung der Innovationslücke zu den USA und China, die Verringerung strate-
gischer Abhängigkeiten sowie die Vereinbarkeit von Dekarbonisierung und Wettbewerbsfähigkeit. Diese The-
men sind bereits aus der letzten Legislatur bekannt. Entscheidend wird also sein, ob der Kompass lediglich 
eine Zusammenfassung und Fortschreibung der Politikinitiativen der vergangenen Jahre sein wird oder ob er 
tatsächlich neue Impulse für wirksame Maßnahmen setzt. 
 
Vom Green Deal zum Clean Industrial Deal? 

Ende Februar hat die EU-Kommission ihre Strategie für einen Clean Industrial Deal vorgelegt. Diese soll Ideen 
und Maßnahmen zu mehreren Themen enthalten: Aktionspläne für bezahlbare Energie und für die Automobil-
industrie, ein Beschleunigungsgesetz für die Dekarbonisierung der Industrie, ein Maßnahmenpaket für die 
Chemieindustrie sowie Vorschläge für einen EU-Wettbewerbsfähigkeitsfonds, der die bestehenden EU-Fonds 
zur Förderung von Forschung und Innovationen innerhalb des europäischen Mehrjährigen Finanzrahmens 
bündeln soll. Bereits in der letzten Legislatur hatte es Strategiepläne wie beispielsweise den grünen Industrie-
plan gegeben, der Innovationen und Zugang zu Finanzierung insbesondere für Netto-Null-Industrien fördern 
sollte. Diese Pläne haben jedoch zu keinen spürbaren Verbesserungen der Rahmenbedingungen für Unter-
nehmen geführt. Soll der Clean Industrial Deal nun den Wirtschaftsstandort Europa attraktiver machen, muss 
er die Standortfaktoren für die Breite der Wirtschaft konkret verbessern, statt nur einzelne Branchen oder 
Technologien zu fördern. 
 
Bürokratieabbau: der geforderte "revolutionäre" Ansatz? 

Zeitgleich zum Clean Industrial Deal plant die Brüsseler Behörde einen übergreifenden Gesetzesakt, der den 
administrativen Aufwand von Berichts- und Sorgfaltspflichten der letzten Legislatur reduzieren soll. Ein umfas-
sendes Omnibus-Gesetz zur Verringerung von Belastungen wäre ein starkes Signal, dass das Thema Büro-
kratieabbau ernsthaft angegangen wird. Dies kann aber auch nur ein erster Schritt sein hin zu dem "revoluti-
onären Vereinfachungsprozess", den die EU-Mitgliedstaaten am 08. November 2024 in ihrer gemeinsamen 
Erklärung von Budapest zur Wettbewerbsfähigkeit gefordert hatten. Auch die Wirtschaft plädiert seit Langem 
dafür, dass Europa insgesamt schneller und einfacher werden muss – sowohl bei bestehenden als auch bei 
neuen Regulierungen: Beim IHK-Unternehmensbarometer zur Europawahl 2024 gaben 95 Prozent der Be-
fragten an, dass der Abbau von Bürokratie oberste Priorität haben müsse. 
 
Weitere Initiativen sollen folgen 

Die EU-Kommission hat weitere Initiativen angekündigt, die mit dem Thema Wettbewerbsfähigkeit im Zusam-
menhang stehen: etwa die Vorlage einer neuen Binnenmarktstrategie im Juni 2025, einen EU Innovation Act 

https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6510714/f5173cb7eb6f7bfbf4aad4a79d63fc0a/250319-ta-luft-neufassung-data.pdf
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6510710/de3b7c6e7baf8f5e607e62fad1010f75/zusammenfassende-synopse-ta-luft-data.pdf
https://commission.europa.eu/topics/eu-competitiveness_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52025DC0030
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52025DC0030
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-kommission-stellt-kompass-fur-wettbewerbsfahigkeit-vor-2025-01-29_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_550
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sowie ein Gesetz zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft, das 2026 kommen soll. All diese Initiativen bieten 
durchaus Chancen für die deutsche Wirtschaft – aber nur, wenn sie konkret werden und deutlich über die 
Absichtserklärungen der letzten Amtszeiten hinausgehen. Die EU-Kommission und die EU-Mitgliedstaaten 
müssen bei der Standortpolitik ambitioniert neue Wege gehen, statt nur die Strategien, Foren und abstrakte 
Zielvorgaben der letzten Amtszeit in neuen Gewändern zu wiederholen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Arbeitsprogramm 2025 der neuen EU-Kommission 
 
Die neue EU-Kommission hat am 11. Februar 2025 ihr Arbeitsprogramm für 2025 publiziert. Im Folgenden 
werden die geplanten neuen Initiativen im Bereich Umwelt- und Energiepolitik kurz erläutert: 

• Clean Industrial Deal (Q1): Voraussichtlich 6 Säulen - (1) Energiesicherheit und Energiepreise, (2) 
Finanzierung, (3) Recycling und kritische Rohstoffe, (4) Arbeit und Qualifikationen, (5) Leitmärkte, (6) 
globales Handeln. 

• Erstes Omnibus-Paket im Bereich Nachhaltigkeit (Q1): Vereinfachung der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung, der Lieferkettenrichtlinie und der Taxonomie. 

• Aktionsplan für bezahlbare Energie (Q1): zielt auf den Übergang zu sauberer Energie und die Ener-
giekostensenkung ab. 

• Fahrplan zur Beendigung russischer Energieimporte (Q1): Verbleibendende Abhängigkeiten von 
russischen Energieimporten im Kontext des aggressiven russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine 
sollen überwunden werden. 

• Änderung des Europäischen Klimagesetzes (Q1): Das Klimagesetz soll um ein 2040-Klimaziel mit 
einer intentionierten Treibhausgasreduktion von 90% gegenüber 1990 ergänzt werden und den Weg 
zur Klimaneutralität bis 2050 bereiten. 

• Europäische Wasserresilienz-Strategie (Q2): Strategie zur effizienten Nutzung von Wasser, Be-
kämpfung von Wasserknappheit und Verschmutzung sowie Sicherstellung der Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Wasserwirtschaft. 

• Sustainable Transport Investment Plan (Q3): Strategischer Rahmen für die Förderung nachhaltiger 
Kraftstoffe in Produktion und Vertrieb und Maßnahmen zur beschleunigten Entwicklung von Lade- und 
Betankungsinfrastrukturen. 

• Industrial Decarbonisation Accelerator Act (Q4): hat zum Ziel, energieintensive Industrien bei der 
weiteren Dekarbonisierung zu unterstützen und gleichzeitig ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit 
zu erhalten. 

• Bioökonomie-Strategie (Q4): Die Bioökonomie-Strategie wird eine stärker kreislauforientierte und 
nachhaltige Produktion, Nutzung und Konsumierung biologischer Ressourcen für Lebensmittel, Mate-
rialien, Energie und Dienstleistungen fördern. 

• Zielgerichtete Überarbeitung der REACH-Regulierung (Q4): Maßnahmenpaket, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der chemischen Industrie der EU zu steigern und ein einfacheres System für die Re-
gistrierung, Bewertung und Zulassung von Chemikalien zu schaffen; zudem soll Klarheit in Bezug auf 
"ewige Chemikalien", unter anderem PFAS, geschaffen werden. 

 
Weitere Informationen zum Arbeitsprogramm finden sich auf der Webseite der EU-Kommission. 
 
 
Programm der polnischen Präsidentschaft des Rates der EU 
 
Am 01. Januar 2025 hat Polen die sechsmonatige rotierende Präsidentschaft des Rates der EU übernommen. 
Damit macht Polen den Auftakt des neuen 18-monatigen Präsidentschaftstrios, zu dem auch Dänemark und 
Zypern gehören. 
 
Die EU-Mitgliedstaaten, die die Ratspräsidentschaft innehaben, arbeiten in Dreiergruppen eng zusammen. In 
einem 18-monatigen Programm werden langfristige Ziele und Themen festlegt, welche vom Rat kontinuierlich 
verfolgt werden. Auf dieser Basis entwickelt jeder der drei Mitgliedstaaten sein eigenes, ausführlicheres halb-
jähriges Programm. Das 18-monatige Programm des Rates für die Zeit vom 01. Januar 2025 bis zum 30. Juni 
2026 sieht vor, dass sich das Trio um die Vertiefung des Binnenmarktes in all seinen Dimensionen bemühen 

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/strategy-documents/commission-work-programme/commission-work-programme-2025_en
https://polish-presidency.consilium.europa.eu/en/programme/trio-programme/?etrans=de
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wird, indem es insbesondere die Hindernisse für Dienstleistungen und essenzielle Waren beseitigt und für 
gleiche Wettbewerbsbedingungen sorgt. 
 
Im Programm der polnischen Ratspräsidentschaft wird das Thema Sicherheit priorisiert und in sieben Dimen-
sionen aufgegliedert. Unter dem Aspekt Sicherheit und unternehmerische Freiheit gewährleisten ("Ensuring 
security and freedom of business") wird u.a. die Notwendigkeit der Vertiefung des EU-Binnenmarktes ange-
sprochen, mit der Beseitigung von Hindernissen für grenzüberschreitende Aktivitäten im Fokus, insbesondere 
im Dienstleistungsbereich. Zudem will man sich für den Abbau bürokratischer Belastungen einsetzen. In die-
sem Zusammenhang sei es wichtig, dass die bedeutenden europäischen Politikfelder in ihrer Herangehens-
weise flexibler würden. Diese sollten von Strafen und Verpflichtungen abrücken und sich auf Belohnungen und 
Anreize konzentrieren. Darüber hinaus möchte sich die polnische Ratspräsidentschaft darauf konzentrieren, 
die Unterstützungsmechanismen für die Industrie in Bereichen zu verbessern, die für die Sicherheit wichtig 
seien, sowie auf die Schaffung wirtschaftlicher Vorteile, wobei innerhalb der EU ein Level Playing Field bewahrt 
werden solle. Zudem sei es eine Priorität der polnischen Ratspräsidentschaft, im globalen Umfeld für die EU-
Industrie einen fairen Wettbewerb wiederherzustellen. Dazu solle unter anderem die Durchsetzung verbessert 
werden, wenn Waren in den Binnenmarkt kommen. 
 
Die polnische Ratspräsidentschaft möchte die Grundlagen des EU-Binnenmarktes verstärken, insbesondere 
in Bezug auf den Dienstleistungsbinnenmarkt. Damit soll zugleich zu der Arbeit an der für Juni 2025 erwarteten 
horizontalen Binnenmarktstrategie beigetragen werden. 
 
Bezüglich einzelner legislativer Vorhaben im Zusammenhang mit dem EU-Binnenmarkt ist von Bedeutung, 
dass die polnische Ratspräsidentschaft ihre Bereitschaft signalisiert, an dem Vorschlag zur Bekämpfung des 
Zahlungsverzugs im Geschäftsverkehr zu arbeiten. Auf dem Gebiet des Verbraucherrechts möchte sie weiter 
an dem Vorschlag einer Richtlinie über die alternative Streitbeilegung bei Verbraucherrechtsstreitigkeiten ar-
beiten. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU will Nachhaltigkeits- und Lieferkettenregeln vereinfachen 
 
Die EU-Kommission hat zwei sogenannte Omnibus-Pakete vorgestellt, um Unternehmen von bürokratischen 
Pflichten zu entlasten. Besonders betroffen sind die Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD), das Liefer-
kettengesetz (CSDDD) und der CO₂-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM). 
 
Weniger Bürokratie für Unternehmen 

• Nachhaltigkeitsberichterstattung: Große Unternehmen müssen erst ab 2027 berichten, KMU ab 
2028. Der Anwendungsbereich wird eingeschränkt, und Berichtsanforderungen sollen reduziert wer-
den. 

• Lieferkettenrichtlinie: Die Umsetzung wird um ein Jahr auf 2027 verschoben. Unternehmen müssen 
vorerst nur direkte Geschäftspartner prüfen. 

• CO₂-Grenzausgleich: Die Pflicht zum Kauf von Zertifikaten soll erst 2027 greifen, kleine Importe blei-
ben ausgenommen. 

 
Mit diesen Maßnahmen will die EU den Verwaltungsaufwand für Unternehmen senken, ohne die Klimaziele 
aus den Augen zu verlieren. Die Vorschläge werden an Rat und EU-Parlament übermittelt und sollen dort 
zeitnah beraten werden. 
 
Anpassungen der CSRD und ESRS 

Die CSRD-Pflicht soll für viele Unternehmen gelockert werden: Die Berichtspflicht gilt künftig nur noch für 
Unternehmen mit mehr als 1.000 Mitarbeitern. Kleine und mittlere, kapitalmarktorientierte Unternehmen sind 
von der Pflicht ausgenommen. Laut EU würde dadurch die Zahl der betroffenen Unternehmen von 50.000 auf 
10.000 sinken. Zudem wird die Überarbeitung der europäischen Nachhaltigkeitsstandards (ESRS) angestrebt, 
um unnötige Datenanforderungen zu streichen. Ein spezieller Berichtsstandard für KMU wird nicht eingeführt, 
sie können aber freiwillig nach dem geplanten Voluntary SME Standard (VSME) berichten. 
 
Änderungen im Lieferkettengesetz (CSDDD) 

Die Sorgfaltspflichten konzentrieren sich künftig nur auf direkte Geschäftspartner (Tier 1). Indirekte Partner 
müssen erst geprüft werden, wenn es plausible Hinweise auf Risiken gibt. Die Pflicht, Geschäftsbeziehungen 

https://polish-presidency.consilium.europa.eu/media/zkcno325/programme-of-the-polish-presidency-of-the-council-of-the-european-union.pdf
https://polish-presidency.consilium.europa.eu/en/programme/priorities/?etrans=de
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als letzte Konsequenz zu beenden, entfällt. Unternehmen müssen ihre Due-Diligence-Prozesse nicht mehr 
jährlich, sondern nur noch alle fünf Jahre bewerten. Zudem wurde die unionsweite Haftungsregel gestrichen 
– die nationale Gesetzgebung entscheidet über Haftungsfragen. 
 
Anpassungen bei der Taxonomie-Verordnung 

Die Anwendungsgrenze für die Taxonomie-Verordnung wird auf Unternehmen mit mehr als 1.000 Mitarbeitern 
erhöht. Unternehmen mit bis zu 450 Millionen Euro Umsatz können künftig flexibel entscheiden, ob sie über 
ihre nachhaltigen Aktivitäten berichten. Delegierte Rechtsakte sollen zudem die technischen Bewertungskrite-
rien und Berichtspflichten weiter vereinfachen. 
 
Mit diesen Änderungen will die EU den Verwaltungsaufwand für Unternehmen reduzieren, ohne die Klimaziele 
aus den Augen zu verlieren. 
 
Zur Konsultation zu den Taxonomie-Verordnungen gelangen Sie hier. 
 
Die Dokumente der EU-Kommission finden sich: 

• Link zu den Entwürfen und ergänzenden Dokumenten der EU-Kommission zum Omnibus I 

• Link zu dem Entwurf zum Omnibus II 

• Link zur Konsultation der delegierten Rechtsakte zur Taxonomie-Verordnung, Verordnungen (EU) 
2021/2178, (EU) 2021/2139 und (EU) 2023/2486 

 
Eine detaillierte Übersicht der DIHK zu den Themen findet sich hier. 
 
Quelle DIHK 
 
 
EU-Verpackungsverordnung (PPWR) im EU-Amtsblatt veröffentlicht 
DIHK-Merkblatt zur Unterstützung der Unternehmen 
 
Die Verordnung (EU) 2025/40 (EU-Verpackungsverordnung - PPWR) ist im EU-Amtsblatt veröffentlicht wor-
den. Sie bringt weitreichende Veränderungen und neue Anforderungen für Verpackungen und Lieferketten mit 
sich - von der technischen Dokumentation über Konformitätserklärungen bis hin zu umfangreichen Regelun-
gen für Nachhaltigkeit und Recycling. Die Verordnung gilt ab dem 12. August 2026 unmittelbar in allen Mit-
gliedstaaten. Die DIHK hat ein Merkblatt zu den wesentlichen Akteuren und Pflichten erstellt. Das Merkblatt 
dient zur Orientierung, wie sich Unternehmen auf die neuen Anforderungen vorbereiten können, erhebt aber 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
 
Die neue europäische Verpackungsverordnung (Packaging and Packaging Waste Regulation, PPWR) bildet 
den aktualisierten Rechtsrahmen für Verpackungen und Verpackungsabfälle in der EU. Nach Ablauf der Über-
gangsfrist gilt sie in allen Mitgliedstaaten unmittelbar. In Deutschland wird die Umsetzung der Vorgaben bis 
zum Ablaufen der Übergangsfristen noch durch das Verpackungsgesetz (VerpackG) geregelt. 
 
Von den Regelungen besonders betroffen sind: 

• Erzeuger, die Verpackungen oder verpackte Produkte fertigen oder unter eigenem Namen oder eige-
ner Marke entwickeln und fertigen lassen, 

• Hersteller (Erzeuger, Importeure oder Vertreiber), die Verpackungen oder verpackte Produkte in ei-
nem EU-Mitgliedstaat erstmals bereitstellen, 

• Importeure, die Verpackungen aus einem Drittland in Verkehr bringen sowie 

• Vertreiber bzw. Händler, die Verpackungen oder verpackte Produkte an Wiederverkäufer oder End-
abnehmer weitervertreiben. 

 
Unternehmen müssen mit unterschiedlichen Übergangsfristen künftig besonders folgende Punkte beachten: 

• Konformität von Verpackungen, 

• Beschränkung von Gefahrenstoffen, 

• Recyclingfähigkeit, 

• Mindestrezyklatanteile in Kunststoffverpackungen, 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14546-Taxonomy-Delegated-Acts-amendments-to-make-reporting-simpler-and-more-cost-effective-for-companies_en
https://commission.europa.eu/publications/omnibus-i_en
https://commission.europa.eu/publications/omnibus-ii_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14546-Taxonomy-Delegated-Acts-amendments-to-make-reporting-simpler-and-more-cost-effective-for-companies_en
https://www.dihk.de/de/eu-kommission-legt-omnibus-pakete-i-und-ii-vor-129480
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202500040
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6450550/301fb4f96411a53f8244f52ddc6a7abc/verpackungsverordnung-ppwr-data.pdf
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• Minimierung von Verpackungen, 

• Informationspflichten, Hinweis- und Meldepflichten, 

• Verbot bestimmter Verpackungsformate und Mogelpackungen, 

• Erweiterte Herstellerverantwortung, 

• Reduzierung von Verpackungsabfällen. 
 
(Quelle DIHK) 
 
 
EU-Abfallrecht: Strengere Vorgaben bringen erweiterte Herstellerverantwortung 
 
Am 19. Februar 2025 haben der Europäische Rat und das EU-Parlament eine vorläufige Einigung über eine 
gezielte Überarbeitung der Abfallrahmenrichtlinie zur Reduzierung von Lebensmittelverschwendung und zur 
Regulierung von Textilabfällen erzielt. 
 
Verbindliche Reduktionsziele für Lebensmittelverschwendung 

Die EU-Mitgliedstaaten müssen bis 2030 die Lebensmittelverschwendung im Vergleich zu den Durchschnitts-
werten von 2021-2023 senken: 

• Lebensmittelproduktion und -verarbeitung: Reduktion um 10 Prozent. 

• Einzelhandel, Gastronomie und Haushalte: Reduktion um 30 Prozent pro Kopf. 
 
Die Vereinbarung sieht außerdem die freiwillige Spende nicht verkaufter, für den menschlichen Verzehr unbe-
denklicher Lebensmittel als wichtigen Aspekt zur Reduzierung von Lebensmittelverschwendung vor. 
 
Neue Vorschriften zur Reduzierung von Textilabfällen 

Jährlich fallen in der EU etwa 12,6 Millionen Tonnen Textilabfall an. Um diesem Problem entgegenzuwirken, 
führt die EU folgende Maßnahmen ein: 

• Erweiterte Herstellerverantwortung (EPR): Unternehmen werden verpflichtet, sich an den Kosten für 
die Sammlung, Sortierung und das Recycling von Textilabfällen zu beteiligen. Die Höhe der Kosten 
für Unternehmen wird davon abhängen, wie zirkulär und nachhaltig das Design ihres Produkts ist. Die 
neuen Regeln erfordern daher eine transparentere Lieferkette. 

• Bekämpfung der Ultrafast Fashion: Besonders Unternehmen, die auf schnelle Modezyklen setzen, 
werden durch höhere Abgaben belastet. Die Mitgliedstaaten können die von den Herstellern gezahlten 
Gebühren entsprechend der Nutzungsdauer von Textilprodukten und ihrer Haltbarkeit anpassen. Dies 
soll Anreize schaffen, langlebigere und umweltfreundlichere Materialien zu verwenden. 

 
Kleinstunternehmen haben nach der Einführung der Systeme der erweiterten Herstellerverantwortung ein wei-
teres Jahr Zeit, diesen Verpflichtungen nachzukommen (3,5 Jahre nach Inkrafttreten der neuen Vorschriften). 
 
Die Einigung muss nun noch formell vom EU-Parlament und dem Europäischen Rat bestätigt werden. Nach 
der Verabschiedung haben die Mitgliedstaaten 20 Monate Zeit, die neuen Regelungen in nationales Recht 
umzusetzen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
SVHC-Kandidatenliste um fünf Stoffe erweitert 
 
Die Kandidatenliste der besonders besorgniserregenden Stoffe (SVHC) wurde um fünf Stoffe auf nun 247 
chemische Substanzen erweitert. Die Aufnahme dieser Stoffe kann zu Informationspflichten für Unternehmen 
gegenüber der EU-Chemikalienagentur (ECHA) und innerhalb der Lieferkette führen. 
 
Folgende Stoffe wurden neu aufgenommen: 

• Reaktionsmasse aus Triphenylthiophosphat und tertiären butylierten Phenyl-Derivaten, 

• Verwendung in Hydraulikflüssigkeiten, Schmiermitteln und Fetten, 

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/02/19/council-and-parliament-agree-to-reduce-food-waste-and-set-new-rules-on-waste-textile/
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• Perfluamin, 

• Verwendung in der Herstellung elektrischer, elektronischer und optischer Geräte, Maschinen und 
Fahrzeugen, 

• Octamethyltrisiloxan, 

• Verwendung in der Herstellung und/oder Formulierung von: Kosmetika, Körperpflege-/Gesundheits-
produkten, Arzneimitteln, Wasch- und Reinigungsmitteln, Beschichtungen und nichtmetallischen 
Oberflächenbehandlungen sowie Dicht- und Klebemitteln, 

• 6-[(C10-C13)-Alkyl-(verzweigt, ungesättigt)-2,5-dioxopyrrolidin-1-yl]hexansäure, 

• Verwendung in Schmiermitteln, Fetten, Trennmitteln und Metallbearbeitungsflüssigkeiten, 

• O,O,O-Triphenylthiophosphat, 

• Verwendung in Schmierstoffen und Fetten. 
 
Die vollständige Liste finden Sie hier. 
 
Durch die Aufnahme von Stoffen in die Listen kann für Unternehmen eine Reihe von Informationspflichten 
entstehen. So sind Lieferanten nach Artikel 33 der REACH-Verordnung verpflichtet, Abnehmern Informationen 
zur sicheren Verwendung bereitzustellen, wenn SVHC-Stoffe mit einem Massenanteil größer als 0,1 Prozent 
in ihren Erzeugnissen enthalten sind. Auf Ersuchen sind auch Verbraucher zu informieren. Zudem besteht 
nach Artikel 7 für Hersteller oder Importeure eine Pflicht zur Notifizierung bei der ECHA und zur Eintragung in 
die SCIP Datenbank nach der Abfallrahmenrichtlinie. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Öffentliche Konsultation zu Ethanol 
 
Derzeit läuft das Verfahren zur Prüfung von Ethanol als Wirkstoff im Rahmen der EU-Biozid-Verordnung. Nun 
startete die EU-Chemikalienagentur ECHA eine öffentliche Konsultation, um Informationen über mögliche Al-
ternativen zu Ethanol zu sammeln. 
 
Die Konsultationsseite der ECHA weist darauf hin, dass folgende Ausschlusskriterien des Artikels 5.1 der 
Biozidprodukteverordnung für Ethanol erfüllt sind: 

• 5(1)(a): Kriterien für die Einstufung als karzinogen der Kategorie 1A oder 1B. 

• 5(1)(c): Kriterien für die Einstufung als fortpflanzungsgefährdend der Kategorie 1A oder 1B. 

• In Diskussion und noch nicht abgeschlossen: 5(1)(b): Kriterien für die Einstufung als mutagen der 
Kategorie 1A oder 1B. 

 
Dies deutet auf eine zukünftige Einstufung von Ethanol als karzinogen Kategorie 1A oder 1B und reprodukti-
onstoxisch Kategorie 1A oder 1B, und eventuell mutagen 1A oder 1B, hin. 
 
Wirkstoffe, die diese Ausschlusskriterien erfüllen, sollten normalerweise nicht als Biozid zugelassen werden. 
Ausnahmen können jedoch gemäß Artikel 5 Absatz 2 der BPR möglich sein, wenn nachgewiesen wird, dass: 

• das Risiko für Menschen, Tiere oder die Umwelt durch die Exposition gegenüber dem Wirkstoff in 
einem Biozidprodukt unter realistischen Worst-Case-Verwendungsbedingungen vernachlässigbar ist, 
insbesondere wenn das Produkt in geschlossenen Systemen oder unter anderen Bedingungen ver-
wendet wird, die den Kontakt mit Menschen und die Freisetzung in die Umwelt ausschließen sollen, 

• es Belege dafür gibt, dass der Wirkstoff zur Vorbeugung oder Bekämpfung einer ernsthaften Gefahr 
für die Gesundheit von Mensch und Tier oder die Umwelt unerlässlich ist; oder 

• die Nichtzulassung des Wirkstoffs im Vergleich zu dem Risiko für die Gesundheit von Mensch und 
Tier oder die Umwelt, das durch die Verwendung des Wirkstoffs entsteht, unverhältnismäßige negative 
Auswirkungen auf die Gesellschaft hätte. 

 
Bei Stoffen, die die Ausschlusskriterien von Art. 5(1) BPR erfüllen, ist die Verfügbarkeit geeigneter Alternativen 
ein zentraler Gesichtspunkt für die Entscheidung über die Zulassung des Stoffes. Die öffentliche Konsultation 
soll dazu beitragen, weitere Informationen zu sammeln, um festzustellen, ob es brauchbare Ersatzstoffe für 

https://echa.europa.eu/de/candidate-list-table
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Ethanol für die Anwendungen als Biozid in den Bereichen menschliche Hygiene, Desinfektion und Lebens- 
und Futtermittel gibt. In den ersten Entwürfen der konsultierten Dokumente schlussfolgert die Kommission, 
dass für die angeführten Anwendungen derzeit keine geeigneteren Alternativen vorliegen. 
 
Eine breite Beteiligung an der öffentlichen Konsultation wird dazu beitragen, aufzuzeigen, dass die Alternati-
ven für die Verwendung von Ethanol in den Bereichen menschliche Hygiene, Desinfektion und Lebens- und 
Futtermittel sehr beschränkt sind und Ethanol daher weiterhin als Biozid zugelassen werden soll. 
 
Unternehmen können sich an der Konsultation bis 28. April 2025 beteiligen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Ein- und Ausfuhr von Einrichtungen mit F-Gasen: Registrierungspflicht im F-Gase-Portal der EU 
 
Seit März 2024 gilt für die Ein- und Ausfuhr bestimmter F-Gase (bspw. Kältemittel) eine Registrierungspflicht 
im F-Gase-Portal der EU. Da der Zoll verstärkt mit der Überprüfung dieser Anforderung begonnen hat, melden 
Unternehmen derzeit häufige Probleme bei der Registrierung oder der Zollabfertigung. 
 
Für die Ein- oder Ausfuhr von fluorierten Treibhausgasen sowie Erzeugnissen und Einrichtungen, die fluorierte 
Treibhausgase enthalten, benötigen Unternehmen eine gültige Registrierung im F-Gas-Portal der EU. Davon 
betroffen sind auch Fahrzeuge, die beispielsweise in Klimaanlagen solche Gase enthalten. 
 
Je nach Art der ein- oder auszuführenden F-Gase enthält die Verordnung weitere Vorschriften (beispielsweise 
Verbote, Quotenzuteilung, Berichtspflichten, Zertifizierungen). Umfangreiche Informationen mit Fragen und 
Antworten hierzu hat das Umweltbundesamt auf seiner Internetseite bereitgestellt. 
 
Die Ein- oder Ausfuhren von Gebrauchtwagen sind in der Regel nur zur Registrierung (gilt als Lizenz) ver-
pflichtet. Diese muss auf dem F-Gase-Portal der EU erfolgen. 
 
Eine gute Übersicht über die mit F-Gasen verbundenen Pflichten veröffentlicht die EU hier. 
 
Folgende Fehler traten bei Unternehmen bisher auf, die eine Registrierung erschwerten: 

• Nur "Are you Importing / Exporting Products or Equipment..." mit "Yes" beantworten: Es sollte nur der 
Im- oder Export von Erzeugnissen oder Einrichtungen mit Ja beantwortet werden. Die Auswahl von 
bspw. "...Producer / Impoter / Exporter ...in bulk" würde eine Quotenzuteilung erfordern, die für den 
Import von Produkten ohne HFKW (seit 2011 beispielsweise in Fahrzeugen verboten) in der Regel 
nicht notwendig ist. Die heute noch üblichen Kältemittel (bspw. 1234yf) im Anhang II der Verordnung 
müssen nur registriert werden. 

• Bankbestätigung: Im Portal muss die Umsatzsteuer-ID (nicht die IBAN) hinterlegt werden. Zur Verifi-
kation verlangt die EU eine Bestätigung der Bank. Wenn dies zu Schwierigkeiten oder Verzögerungen 
führt, weist die Anleitung auch auf die Möglichkeit hin, dies alternativ durch Kontoauszüge zu belegen: 
"...oder fügen Sie das Original eines offiziellen Kontoauszugs bei, der einen Zeitraum innerhalb der 
letzten drei Monate abdeckt. Falls Sie einen Kontoauszug beifügen, sollten das Formular und der 
Kontoauszug zu einem Dokument zusammengefügt werden." 

• Lange Bearbeitungszeiten und Nachfragen: Die Kommission gibt die Bearbeitungszeit der Registrie-
rungen derzeit mit 10 Werktagen an. Da es derzeit zu einem großen Ansturm auf das Portal kommt, 
können sich weitere Verzögerungen ergeben. Den Zoll können Sie auf diesen Missstand hinweisen, 
in dem Sie beispielsweise einen Screenshot der erfolgten Registrierung vorlegen. 

 
Unternehmen müssen über eine gültige Registrierung im F-Gas-Portal verfügen, bevor sie eine der folgenden 
Tätigkeiten ausführen: 

• Ein- oder Ausfuhr von fluorierten Treibhausgasen sowie Erzeugnissen und Einrichtungen, die fluo-
rierte Treibhausgase enthalten, außer im Falle der vorübergehenden Verwahrung im Sinne des Arti-
kels 5 Nummer 17 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013, 

• Einreichung einer Anmeldung gemäß Artikel 17 Absatz 3, 

• Erhalt einer Quotenzuweisung für das Inverkehrbringen von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen ge-
mäß Artikel 17 Absatz 4 oder Abgabe bzw. Annahme von Quotenübertragungen gemäß Artikel 21 

https://comments.echa.europa.eu/comments_cms/SubtitutionCandidatesConsultation.aspx?RobjectId=0b0236e180b49a7b
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/fluorierte-treibhausgase-fckw/rechtliche-regelungen/eu-verordnung-ueber-fluorierte-treibhausgase#VO2024573
https://climate.ec.europa.eu/eu-action/fluorinated-greenhouse-gases/f-gas-portal_en?prefLang=de&etrans=de
https://climate.ec.europa.eu/eu-action/fluorinated-greenhouse-gases/stakeholder-obligations/f-gases-equipment-and-products_en?prefLang=de&etrans=de
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Absatz 1 oder Erteilung bzw. Erhalt einer Genehmigung zur Nutzung von Quoten gemäß Artikel 21 
Absatz 2 oder Übertragung dieser Genehmigung zur Nutzung von Quoten gemäß Artikel 21 Absatz 3, 

• Lieferung oder Entgegennahme teilfluorierter Kohlenwasserstoffe für die in Artikel 16 Absatz 2 Buch-
staben a bis e genannten Zwecke, 

• Durchführung aller anderen Tätigkeiten, über die gemäß Artikel 26 Bericht zu erstatten ist, 

• Erhalt von Produktionsrechten gemäß Artikel 14 und Abgabe bzw. Annahme einer Übertragung und 
Genehmigung von Produktionsrechten gemäß Artikel 15, 

• Überprüfung der in Artikel 19 Absatz 3 und Artikel 26 Absatz 8 genannten Berichte. 
 
Die Registrierung im F-Gas-Portal ist erst nach der Validierung durch die EU-Kommission gültig und gilt, so-
lange diese sie nicht aussetzt oder widerruft oder das Unternehmen sie nicht zurückzieht.” 
 
Allgemeine Hinweise: Verantwortlich für das Portal und die Gesetzgebung zur F-Gase-Verordnung ist in der 
EU-Kommission die DG Clima. Hier finden Sie auch häufig gestellte Fragen und Antworten zu diesem The-
mengebiet. 
 
Für Hinweise zum Portal (bspw. auch bei Löschung/Abmeldung) ist folgende E-Mail-Adresse hinterlegt: 
 CLIMA-HFC-Registry@ec.europa.eu. 
 
Verantwortlich für den Vollzug in Deutschland sind die Länder. Eine Liste der zuständigen Behörden finden 
Sie hier. 
 
Update: Leitfaden zur Registrierung im F-Gase-Portal in deutscher Sprache veröffentlicht 

Die EU-Kommission hat ihre Schritt-für-Schritt Anleitung zur Registrierung im F-Gase-Portal aktualisiert und 
in deutscher Sprache veröffentlicht. Darin wird nun auch explizit auf die Ein- und Ausfuhr von Fahrzeugen 
eingegangen. Die Schwierigkeiten und Verzögerungen bei der Registrierung im F-Gase-Portal führen derzeit 
zu Problemen von Unternehmen bei der Zollanmeldung. 
 
Der Leitfaden führt viele technische Details zur Registrierung aus. Ab Seite 13 wird auch auf die verschiedenen 
Arten der Registrierung (Ein- oder Ausfuhr, als Massengut oder in Einrichtungen, als HFKW oder nicht-HFKW). 
Die Kommission weist in dem Leitfaden erneut darauf hin, dass die Bearbeitung der Registrierungen 10 Ar-
beitstage oder länger dauern kann. 
 
Den Leitfaden in deutscher Sprache finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Novellierte europäische Bauproduktenverordnung (BauPVO) tritt in Kraft 
 
Die BauPVO legt den langfristigen gesetzlichen Rahmen für die Vermarktung von Bauprodukten im europäi-
schen Binnenmarkt fest. Die Verordnung ist am 07. Januar 2025 in Kraft getreten und ist ab dem 08. Januar 
2026 in allen Mitgliedstaaten wirksam. 
 
Die BauPVO zielt darauf ab, den Binnenmarkt für Bauprodukte zu harmonisieren und den freien Verkehr dieser 
innerhalb der EU zu erleichtern. Dadurch soll insgesamt die Qualität und Sicherheit von Bauprodukten im 
europäischen Binnenmarkt verbessert werden. Die Verordnung ist am 07. Januar 2025 in Kraft getreten und 
ist ab dem 08. Januar 2026 in allen Mitgliedstaaten wirksam. Bestimmungen zur Entwicklung harmonisierter 
Normen und Produktanforderungen gelten unmittelbar seit Inkrafttreten der Verordnung. Die übrigen Rege-
lungen treten ein Jahr später, am 08. Januar 2026, in Kraft. Eine Ausnahme bildet Artikel 92, der Sanktionen 
regelt und erst zwei Jahre nach Inkrafttreten wirksam wird. 
 
Wesentliche Änderungen: 
 
Digitaler Produktpass (Artikel 76) 

Mit der neuen Verordnung wird ein digitaler Produktpass für Bauprodukte eingeführt, der Informationen zur 
ökologischen Nachhaltigkeit bereitstellt. Dabei handelt es sich um eine Produktkennzeichnung (z. B. einen 
QR-Code), die von verschiedenen Akteuren in der Lieferkette gescannt werden kann, um umfassende Infor-
mationen zu Bauprodukten zu erhalten. Beispielsweise zu Materialien und nach welchen geltenden Normen 

https://climate.ec.europa.eu/eu-action/fluorinated-greenhouse-gases/faq_en
mailto:CLIMA-HFC-Registry@ec.europa.eu
https://www.blac.de/documents/liste-behoerden-chemklimaschutzv-stand-03072024_1720009622.pdf
https://climate.ec.europa.eu/document/download/45f6bc69-e88a-4e92-a28d-b7aa76877e05_de?filename=Leitfaden%20zur%20Registrierung%20von%20EU-Unternehmen%20im%20F-gas%20Portal_DE.pdf
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/Webs/BMWSB/DE/2025/01/Bauprodukten-VO.html
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/neue-eu-bauprodukte-verordnung-mehr-innovation-digitalisierung-und-nachhaltigkeit-2025-01-07_de


IHK-Umweltinfo März 2025 17 

und Produktvorgaben sie hergestellt wurden, oder zu Recyclinganteilen und Haltbarkeit der Bauprodukte. Sie 
ermöglichen zudem eine präzisere Berechnung des CO₂-Fußabdrucks eines Gebäudes. Unternehmen müs-
sen dafür unter anderem eine Leistungs- und Konformitätserklärung erstellen. 
 
Leistungs- und Konformitätserklärung (Artikel 13 und Artikel 15) in Verbindung mit CE-Kennzeichnung 
(Artikel 17) 

Die Leistungs- und Konformitätserklärung spielt eine wichtige Rolle in der Bauproduktenverordnung. Sie ent-
hält Informationen zu den wichtigsten Eigenschaften eines Bauprodukts sowie dessen Leistungsfähigkeit in 
diesen Bereichen. Ein Bauprodukt darf nur dann in den Handel gebracht werden, wenn eine gültige Leistungs-
erklärung vorliegt. Zudem ist sie die Voraussetzung für die CE-Kennzeichnung, die bestätigt, dass das Produkt 
den europäischen Vorgaben entspricht. Die neue BauPVO erweitert die bisherigen Anforderungen der CE-
Kennzeichnungen von der Berücksichtigung der technischen Leistung auch auf Umweltaspekte. Das bedeutet, 
dass die CE-Kennzeichnung nun auch umfassende Informationen zu Nachhaltigkeit und Umweltauswirkungen 
der Produkte enthalten muss. 
 
Erweiterter Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich wird ausgeweitet und umfasst nun alle Wirtschaftsakteure. Sie gilt damit auch für ge-
brauchte Bauprodukte, digitale Datensätze, Materialien sowie Dienstleistungen für den 3D-Druck. Zudem fal-
len Bauprodukte, die direkt auf der Baustelle zum sofortigen Einbau bereitgestellt werden, sowie wesentliche 
Komponenten und Werkstoffe, die laut Herstellerangaben für Bauprodukte vorgesehen sind, unter die Rege-
lung. 
 
Vorteile: 

• Stärkung des EU-Binnenmarkts: Durch die Harmonisierung der Produktanforderungen werden EU-
weit einheitliche technische Spezifikationen und Nachhaltigkeitskriterien für Bauprodukte eingeführt. 
Das verhindert, dass einzelne Mitgliedstaaten nationale Sonderregelungen schaffen, die den freien 
Warenverkehr behindern könnten. 

• Mehr Transparenz: Durch den digitalen Produktpass entsteht mehr Transparenz, da umfassende In-
formationen zu den Produkten bereitgestellt werden. 

• Unternehmen haben langfristig die Chance durch nachhaltige und innovative Produkte wettbewerbs-
fähiger zu werden. 

 
Kritik: 

• Erhöhter administrativer Aufwand: KMUs müssen sicherstellen, dass ihre Produkte den neuen Anfor-
derungen entsprechen. Insbesondere im Bereich der Dokumentation, Konformität und Nachverfolg-
barkeit kann die BauPVO zu einem erhöhten administrativen Aufwand führen. 

• Kosten für die Implementierung neuer Prozesse: Es sind innerbetriebliche Strukturen notwendig, die 
die Erfassung relevanter Informationen, die Dokumentation und gegebenenfalls erforderliche Korrek-
turmaßnahmen gewährleisten. Dazu gehört auch die Umstellung der IT-Systeme, um den digitalen 
Produktpass bereitstellen zu können. 

• Eine strenge Marktüberwachung zur Prüfung, dass nur konforme Produkte auf den Markt kommen, 
könnte zu mehr Prüfungen und Kontrollen für die Unternehmen führen und so Prozesse verzögern 
oder verteuern. 

 
Quelle: DIHK 
 
 
Neues zum CO2 -Grenzausgleichssystem (CBAM) 
 
Das CO₂-Grenzausgleichssystem (CBAM) der EU tritt schrittweise in Kraft und bringt neue Verpflichtungen für 
Unternehmen mit sich. In diesem Artikel beleuchten wir die häufigsten Unstimmigkeiten, die Unternehmen 
betreffen, sowie die jüngsten Änderungen, die das System transparenter und praktikabler gestalten sollen. 
 
Fristende für die Einreichung Ihres CBAM-Berichts für Q4/2024 

Wir möchten Sie an das bevorstehende Fristende für die Einreichung Ihres CBAM-Berichts für das erste Quar-
tal 2025 erinnern: Denken Sie bitte daran, Ihren Bericht bis zum 30. April 2025 im Übergangsregister der EU-
Kommission einzureichen. Änderungen eines bereits eingereichten CBAM-Berichts sind grundsätzlich bis zwei 
Monate nach Ablauf des einschlägigen Berichtsquartals möglich (gemäß Artikel 9 Absatz 1 CBAM-

https://www.ihk.de/lippe-detmold/hauptnavigation/beraten-und-informieren/innovation-und-digitalisierung/produktsicherheit-ce-zeichen/bauprodukte-verordnung-4307064#:~:text=Die%20europ%C3%A4ische%20Bauproduktenverordnung%20(BauPVO)%20regelt,an%20Arbeitnehmersicherheit%2C%20Energieeffizienz%20und%20Ressourcenschonung.
https://customs.ec.europa.eu/taxud/uumds/cas/uumds-wayf/wayf?loginRequestId=ECAS_LR-82744-EFCDEeJ89ShGQCamlulOsfJ5L3rIOJn2oOBY7ve5f2zJeedSF2OXLQEh2eTgSl2zbM84Piu8F6RhSLe7hUGXmv-CiDsmZJBYJegPFKJ2g0Tva-INocjWfwU9ZQye13m7yUYa2YzbYuDihVIha70M9x7GhOka2mVmyIpJYbmzkP6AELRFyQw8zMrhifIanHCQbsZbm
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Durchführungsverordnung (EU) 2023/1773), das heißt bis einen Monat nach Ende der Einreichungsfrist für 
die CBAM-Berichte. Für Q1/2025 können Sie den CBAM-Bericht also noch bis zum 31. Mai 2025 im CBAM-
Übergangsregister ändern. 
 
Achtung: CBAM-Berichte können ausschließlich im Übergangsregister der EU-Kommission eingereicht wer-
den. Die Einreichung der Berichte bei der DEHSt ist weder frist- noch formwahrend. 
 
Weitere Informationen zum Erstellen des CBAM-Berichts finden Sie hier. 
 
Falls Sie eine Verlängerung der Abgabefrist benötigen, gibt es im Übergangsregister eine Schaltfläche „Re-
quest delayed submission“, mit der Sie als berichtspflichtiger Anmelder eine verspätete Einreichung Ihres Be-
richts beantragen können. Nachdem Sie diesen Antrag gestellt haben, haben Sie 30 Tage Zeit, um Ihren 
CBAM-Bericht nachzureichen. Hinweise zum Vorgehen, insbesondere zur Erstellung der erforderlichen Refe-
renznummer, finden Sie in den FAQs der DEHSt. 
 
Häufige Unstimmigkeiten in bisher eingereichten CBAM-Berichten 

Die EU-Kommission hat darauf aufmerksam gemacht, dass in den im Übergangsregister eingereichten CBAM-
Berichten gehäuft extrem hohe Tonnagen der eingeführten Waren gemeldet wurden, die nicht mit den Han-
delsdaten und -mustern übereinzustimmen scheinen. 
 
Um potenzielle Fehler zu vermeiden, die für Anmelder perspektivisch zu negativen finanziellen Folgen durch 
unrealistisch hohe Abgabepflichten führen können, möchten wir Sie unterstützend auf folgende wichtige 
Punkte hinweisen: 

• Im CBAM-Übergangsregister müssen die Warenmengen in Tonnen angegeben werden, nicht in Kilo-
gramm. 

• Die Tausender- und Dezimaltrennzeichen müssen aktuell nach englischen Konventionen gesetzt wer-
den. „1,000“ wird beispielsweise als eintausend gelesen und „1.5“ als eineinhalb. Bitte achten Sie 
darauf, dass der Punkt als Dezimaltrennzeichen gelesen wird. Die Eingabe von Kommata ist aktuell 
im Übergangsregister nicht mehr möglich. 

• Stellen Sie sicher, dass die in den CBAM-Berichten angegebenen Mengen (in Tonnen) den Mengen 
der Zollanmeldungen (in Tonnen) für das jeweilige Quartal entsprechen. 

 
Sollte sich die Konvention in der deutschen Version des Übergangsregisters ändern, informiert die DEHSt 
darüber. 
 
Anpassung der Kommunikationsvorlage der EU-Kommission (CBAM Communication Template) zur 
Bestimmung des durchschnittlichen Emissionsfaktors für den Stromverbrauch 

Die auf der Website der EU-Kommission bereitgestellte Kommunikationsvorlage/Excel-Vorlage (CBAM Com-
munication Template) wurde überarbeitet. Sie unterstützt Anmelder bei der Ermittlung der direkten und indi-
rekten grauen Emissionen ihrer CBAM-Waren gemäß der in der Durchführungsverordnung (EU) 2023/1773 
festgelegten Methodik. 
 
Die Vorlage (Communication Template) kann als Grundlage für die Eintragungen im CBAM-Übergangsregister 
dienen. Zudem können Anmelder die ausgefüllte Vorlage unter „Supporting Documents“ hochladen. 
 
Für die Angabe der indirekten grauen Emissionen im Übergangsregister ist ein durchschnittlicher Emissions-
faktor erforderlich. Dieser wird nun ebenfalls automatisch in der Excel-Vorlage berechnet (siehe Reiter „Sum-
mary_Communication“). Der durchschnittliche Emissionsfaktor wird aus dem gewichteten Durchschnitt der 
Emissionsfaktoren des Produktionslands der CBAM-Ware sowie der Produktionsländer der relevanten Vor-
produkte ermittelt. 
 
Neue FAQ der EU-Kommission 

Die EU-Kommission hat ihre Übersicht zu häufig gestellten Fragen und Antworten (FAQ) aktualisiert. Insge-
samt wurden neun neue Fragen und Antworten aufgenommen und weitere aktualisiert. Die neu ergänzten 
FAQ umfassen dabei unter anderem die Themen: Festlegung von Emissionsfaktoren für indirekte Emissionen 
bei grenzüberschreitender Produktion, Berücksichtigung relevanter Umwandlungsprozesse für die Ermittlung 
grauer Emissionen in Eisen-, Stahl- und Aluminiumprodukten sowie Definition und Unterscheidung zwischen 
„Ursprungsland“ und „Produktionsland“ einer CBAM-Ware. Zudem werden weitere Informationen zu den 
CBAM-Zertifikaten bereitgestellt, die in der Regelphase erworben werden müssen. 
 

https://www.dehst.de/DE/Themen/CBAM/CBAM-Uebergangsphase/CBAM-Berichte/cbam-berichte.html
https://www.dehst.de/SharedDocs/FAQ/DE/cbam/FAQList-CBAM.html#Start
https://taxation-customs.ec.europa.eu/document/download/2c15cd0e-2447-4ef8-ab70-68b80b66ede8_en?filename=CBAM%20Communication%20template%20for%20installations_en_20241213.xlsx
https://taxation-customs.ec.europa.eu/document/download/2c15cd0e-2447-4ef8-ab70-68b80b66ede8_en?filename=CBAM%20Communication%20template%20for%20installations_en_20241213.xlsx


IHK-Umweltinfo März 2025 19 

Bitte schauen Sie für Details gern auf die Website der EU-Kommission im Bereich der CBAM-FAQ. 
 
Zudem ist es empfehlenswert, die CBAM-Website der EU-Kommission regelmäßig zu besuchen. Die Seite 
wird kontinuierlich aktualisiert und enthält die neuesten Dokumente und Informationen. So bleiben Sie immer 
auf dem neuesten Stand. 
 
Aktualisierte Hilfsdokumente für die Berichtsabgabe 

Seit dem 17. Januar 2025 finden Sie auf der CBAM-Website der EU-Kommission folgende aktualisierte Doku-
mente, die Sie bei der Berichtsabgabe im CBAM-Übergangsregister unterstützen. 

• CBAM Quarterly Report structure XSD and “stypes.xsd” (ZIP format). 

• CBAM Quarterly Report structure (XLS format). 
 
Die Dokumente sind vorerst nur auf Englisch verfügbar. Da sie jedoch den aktuellen Stand des Übergangsre-
gisters und seiner Bedienung darstellen, empfehlen wir, sie zu verwenden. 
 
Anpassungen im CBAM-Übergangsregister 

Am 17. Januar 2025 erfolgten ebenfalls Aktualisierungen im Übergangsregister, die verschiedene neue Funk-
tionen zur Verbesserung der Benutzerfreundlichkeit und Effizienz umfassen. 
 
Das sind die wichtigsten Änderungen: 

• Möglichkeit, Daten von Anlagen aus Drittländern zu überschreiben: Nach dem Abruf der von den Be-
treibern bereitgestellten Emissionswerte können die berichtspflichtigen Anmelder diese Werte nun bei 
Bedarf bearbeiten. 

• Verbessertes Benutzer-Feedback beim Hochladen von Berichten über XML mit unvollständigem 
Emissionsblock (zum Beispiel fehlende Emissionsfaktoren). 

• Verbesserte Handhabung von ZIP-Dateien, die mit Dienstprogrammen von Drittanbietern erstellt wur-
den. 

• Bei Anhängen an CBAM-Berichten wird nicht mehr zwischen Groß- und Kleinschreibung unterschie-
den. 

• Allgemeine Verbesserungen an der Funktionalität für Anlagenbetreiber aus Drittländern gegenüber 
der vorherigen Version: 

o Betreiber von Nicht-EU-Anlagen können Daten über ihre Anlagen einschließlich Parametern für 
direkte und indirekte Emissionen bereitstellen. 

o Berichtspflichtige Anmelder müssen ihre EORI mit ihren Lieferanten teilen, damit diese Daten im 
CBAM-Übergangsregister zugänglich sind. 

o Beim Ausfüllen der Registerkarte „Emissionen für Waren“ gibt es neue Links zur „Suche im Re-
gister für Drittlandanlagen“. 

o Die berichtspflichtigen Anmelder sind unabhängig von der Datenquelle weiterhin für die endgül-
tige Richtigkeit ihrer CBAM-Berichte verantwortlich. 

 
Hier können Sie sich für den DEHSt-Newsletter zu CBAM registrieren. 
 
Quelle: DIHK und DEHSt 
 
 
Strategie zur Wasserresilienz: EU-Kommission startet zwei Sondierungen zum Thema Wasser 
 
Die Strategie zur Resilienz der Wasserversorgung soll dazu beitragen, dass Wasserquellen ordnungsgemäß 
bewirtschaftet werden und Knappheit bekämpft wird. Zudem soll der Wettbewerbs- und Innovationsvorteil der 
Wasserwirtschaft gestärkt werden. Dazu kündigt die EU-Kommission einen Mehrjahresplan mit Meilensteinen 
im Jahr 2030 und 2040 an. 
 
Neben der allgemeinen Strategie sollen in dem Grundsatz „Wassereffizienz geht vor“ die Leitlinien festgelegt 
werden. Diese Prinzipien sollen Wasserbedarf besser steuern und die Wiederverwendung von Wasser sowie 
die Kreislaufwirtschaft in allen Wirtschaftszweigen der EU verstärken. "Das Augenmerk wird auf der 

https://taxation-customs.ec.europa.eu/carbon-border-adjustment-mechanism_en#faq
https://taxation-customs.ec.europa.eu/carbon-border-adjustment-mechanism_en#cbam
https://taxation-customs.ec.europa.eu/carbon-border-adjustment-mechanism_en#where-to-report
https://www.dehst.de/DE/Themen/CBAM/CBAM-Uebergangsphase/CBAM-Berichte/cbam-berichte.html
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Festlegung des Grundsatzes und der Benennung von Zielen und Leitlinien für seine Operationalisierung lie-
gen, einschließlich der Überwindung von Investitionshindernissen und der Förderung der Innovation." 
 
Die Dokumente zur Sondierung sind inhaltlich wenig konkret. Unternehmen können der EU jedoch bspw. 
Wünsche zu Schwerpunkten, wichtigen Grundsätze, Zeitplänen oder ähnliches übermitteln. Die Frist für Stel-
lungnahmen an die Kommission dazu ist jedoch bereits abgelaufen. 
 
Zur Sondierung der Wasserstrategie geht es hier. Zur Sondierung der Leitlinien „Wassereffizienz geht vor“ 
geht es hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Der Südliche Wasserstoffkorridor: Schlüssel zur europäischen Energiesicherheit 
 
Im Rahmen der ersten Ministerkonferenz für den südlichen Wasserstoffkorridor haben Deutschland, Algerien, 
Italien, Österreich und Tunesien eine wegweisende Absichtserklärung zur Entwicklung dieses strategisch be-
deutsamen Infrastrukturprojekts unterzeichnet. 
 
Mit der Unterzeichnung der politischen Absichtserklärung bekräftigten die fünf Länder ihre Entschlossenheit, 
den südlichen Wasserstoffkorridor als Schlüsselinfrastruktur für die europäische Energiesicherheit und Dekar-
bonisierung zu etablieren. 
 
Der südliche Wasserstoffkorridor soll eine direkte Leitungsverbindung zwischen Nordafrika und Europa schaf-
fen und aus fünf Teilprojekten bestehen. Mit einer geplanten Gesamtlänge von etwa 3.500 bis 4.000 Kilome-
tern wird der europäische Abschnitt etwa 3.250 Kilometer umfassen. Bis zu 70 Prozent der Leitungen sollen 
aus umgerüsteten Erdgaspipelines bestehen. Der Korridor wird eine Kapazität von bis zu 163 TWh pro Jahr 
für den Transport von erneuerbarem Wasserstoff nach Europa bereitstellen, davon 55 TWh nach Deutschland. 
 
Die Wasserstoffinfrastrukturprojekte entlang des Korridors, die von Sizilien bis Bayern reichen, wurden als 
Vorhaben von gemeinsamem Interesse (Projects of Common Interest, PCI) der EU anerkannt. Zudem wurde 
das Projekt in den „Global Gateway“ der EU integriert. Tunesien hat bereits zehn Absichtserklärungen zu 
Wasserstoffprojekten unterzeichnet, während Algerien ein Großprojekt zur Wasserstoffproduktion mit Beteili-
gung europäischer Unternehmen ankündigte. 
 
Die Konkretisierung der Wasserstoffpipeline nach Nordafrika wird durch das BMWK aktiv vorangetrieben, un-
ter anderem über die bilaterale Wasserstoff-Task Force mit Algerien sowie durch enge Zusammenarbeit mit 
deutschen und lokalen Institutionen in Algerien und Tunesien. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
Energiebericht der Internationalen Energieagentur 
 
Die Internationale Energieagentur (IEA) beleuchtet in ihrem Bericht „Electricity 2025“ die aktuellen Entwicklun-
gen im globalen Strommarkt und gibt eine Prognose für die Jahre 2025 bis 2027. Während der weltweite 
Stromverbrauch bis 2027 rasant wächst, bleibt die Erholung der Nachfrage in Europa verhalten – insbesondere 
in energieintensiven Industrien. In Deutschland treibt der Ausbau erneuerbarer Energien die Stromerzeugung 
voran, während die Kohleverstromung weiter zurückgeht. Zugleich zeigen steigende Investitionen in Photo-
voltaik und Windkraft den Wandel im Energiesektor. Welche Herausforderungen und Chancen sich daraus für 
Deutschland und die EU ergeben, wird im Bericht analysiert. 
 
Die Internationale Energieagentur (IEA) analysiert in ihrem Bericht umfassend die aktuellen Entwicklungen 
sowie politischen Maßnahmen im Energiesektor. Zudem bietet der Bericht eine Prognose zur Stromnachfrage, 
-erzeugung und zu den CO2-Emissionen für den Zeitraum 2025 bis 2027 – sowohl für einzelne Länder als 
auch weltweit. Für Deutschland fasst der Bericht Electricity 2025 zusammen, dass im Jahr 2024 der 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14491-European-Water-Resilience-Strategy_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14490-Water-Efficiency-First-guiding-principles_de
https://iea.blob.core.windows.net/assets/0f028d5f-26b1-47ca-ad2a-5ca3103d070a/Electricity2025.pdf
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Stromverbrauch um 1,1 Prozent nach zwei Jahren Rückgang anstieg, während er in der Europäischen Union 
um 1,4 Prozent zunahm, jedoch noch unter dem Niveau von 2021 blieb. 
 
In Deutschland wuchs die installierte Photovoltaik-Kapazität im Jahr 2024 von 82 GW auf 99 GW, wobei mehr 
als zwei Drittel der neuen Anlagen durch Einspeisevergütungen gefördert wurden. Auch die Windenergie ver-
zeichnete Zuwächse: Die Onshore-Kapazität stieg von 60 GW auf 63 GW, während die Offshore-Kapazität 
von 8,5 GW auf 9,2 GW anstieg. Die PV-Stromerzeugung wuchs um 19 Prozent, während die Windstromer-
zeugung um 3,3 Prozent zurückging. Auf europäischer Ebene wuchsen die erneuerbaren Energien insgesamt 
um 8,4 Prozent im Jahr 2024. Bis 2027 wird ein jährliches Wachstum von 7,2 Prozent erwartet, was auf eine 
kontinuierliche Expansion in diesem Bereich hinweist. 
 
In Deutschland ging die Stromerzeugung aus Kohle im Jahr 2024 um 14 Prozent zurück, mit weiteren geplan-
ten Stilllegungen bis 2026. In der EU sank die Kohleverstromung im gleichen Zeitraum um 15 Prozent und 
wird voraussichtlich bis 2027 mit einer durchschnittlichen jährlichen Abnahme von 11 Prozent weiter zurück-
gehen. 
 
Während die Kernenergie in Deutschland keine Rolle mehr spielt, da das Land aus der Nutzung der Atomkraft 
ausgestiegen ist, verzeichnete die EU im Jahr 2024 einen Anstieg der nuklearen Stromerzeugung um 5 Pro-
zent. Bis 2027 wird erwartet, dass dieses Niveau weitgehend stabil bleibt. Weltweit wird die Stromerzeugung 
aus Kernenergie 2025 einen neuen Höchstwert erreichen und in den folgenden zwei Jahren stetig weiter stei-
gen und weitere Rekorde erzielen. Das starke Wachstum wird durch die Erholung der französischen Kern-
energieproduktion angeheizt. Der Re-Start in Japan und neue Reaktoren, die in China, Indien, Korea und 
anderen Länder in Betrieb gehen, werden das Wachstum weiter ankurbeln. Der weltweite Wachstumstrend 
bei der Kernenergie spiegelt ein starkes Comeback für die Technologie in Politikkreisen wider und unterstreicht 
ihre Bedeutung als stabiles Rückgrat in emissionsarmen Energiesystemen für immer mehr Länder. 
 
Für den Zeitraum 2025 bis 2027 wird in Deutschland ein jährliches Wachstum der Stromnachfrage um 1,2 
Prozent erwartet, während die erneuerbaren Energien voraussichtlich um 10 Prozent pro Jahr zulegen wer-
den. In der EU fällt das prognostizierte Wachstum der Stromnachfrage mit 1,7 Prozent jährlich etwas höher 
aus, während die erneuerbaren Energien mit 7,2 Prozent pro Jahr ebenfalls weiter ausgebaut werden sollen. 
Ein gedämpftes Wirtschaftswachstum, schwache Inlandsnachfrage und Herausforderungen auf den Export-
märkten haben die Erholung energieintensiver Industrien in Europa ausgebremst, wodurch der Stromver-
brauch nach wie vor nicht das Vorkrisenniveau erreicht. 
 
Der weltweite Stromverbrauch wird im Prognosezeitraum 2025–2027 voraussichtlich mit der schnellsten 
Wachstumsrate seit Jahren steigen. Haupttreiber dieses Anstiegs sind die zunehmende industrielle Produk-
tion, der steigende Einsatz von Klimaanlagen, die beschleunigte Elektrifizierung sowie die Expansion von Re-
chenzentren weltweit. Im Jahr 2024 stieg die globale Stromnachfrage um 4,3 Prozent, und es wird erwartet, 
dass sie bis 2027 mit einer Wachstumsrate von fast 4 Prozent pro Jahr weiter zunehmen wird. Ein erheblicher 
Teil des zusätzlichen Strombedarfs wird durch Schwellenländer gedeckt, wobei China im Jahr 2024 mehr als 
die Hälfte des globalen Wachstums ausmachte. Auch in Indien und anderen Ländern Südostasiens wird ein 
deutlicher Anstieg der Stromnachfrage erwartet. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Rückgang des Energieverbrauchs in Deutschland verlangsamt sich 
 
Der Rückgang des Energieverbrauch in Deutschland hat sich verlangsamt. 2024 sank der Verbrauch an Pri-
märenergien um 1,1 Prozent auf 10.538 Petajoule (PJ) oder 359,6 Millionen Tonnen Steinkohleneinheiten 
(Mio. t SKE) gegenüber dem Vorjahr. 2023 lag der Rückgang noch bei knapp 8 Prozent. Wie die Arbeitsge-
meinschaft Energiebilanzen (AG Energiebilanzen) jetzt errechnete, liegt der Energieverbrauch in Deutschland 
aktuell um knapp 30 Prozent unter dem bisherigen Höchststand des Jahres 1990, als 14.905 PJ erreicht wur-
den, und damit auf einem Niveau, das zu Beginn der 1970er-Jahre in den alten Bundesländern erreicht worden 
war. 
 
Die gegenüber dem Vorjahr wärmere Witterung verminderte den Verbrauch im raumwärmeabhängigen Teil 
des Energieverbrauchs. Wegen der nach wie vor ausbleibenden konjunkturellen Erholung gingen von der 
wirtschaftlichen Entwicklung keine wesentlichen verbrauchssteigernden Effekte auf den Energieverbrauch 
aus. Für Verbrauchszuwächse sorgten dagegen nach Einschätzung der AG Energiebilanzen das anhaltende 
Bevölkerungswachstum sowie sinkende Energiepreise. Außerdem führen statistische Sondereffekte als Folge 
des Ausstiegs aus der Kernenergie und des schrittweisen Ersatzes fossiler Energien in der Stromerzeugung 
durch erneuerbare zu zusätzlichen Primärenergieeinsparungen 
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Der Verbrauch von Mineralöl verminderte sich 2024 insgesamt leicht um 0,9 Prozent auf 3.843 PJ (131,1 Mio. 
t SKE). Während der Verbrauch von Ottokraftstoff um 2,4 Prozent zunahm, kam es beim Dieselkraftstoff zu 
einem Rückgang um 2,2 Prozent. Der Absatz von leichtem Heizöl lag mit minus 4,7 Prozent ebenfalls unter 
dem Ergebnis des Vorjahres. Der Absatz von Flugkraftstoff verblieb auf Vorjahresniveau. Die Lieferungen von 
Rohbenzin an die chemische Industrie erhöhten sich dagegen um 13 Prozent. 
 
Der Erdgasverbrauch verzeichnete 2024 ein Plus von 4 Prozent und stieg auf 2.724 PJ (93,0 Mio. t SKE). Der 
Nachfrageanstieg ist vor allem auf das gesunkene Preisniveau zurückzuführen, auch wenn die Preise im 
Großhandel immer noch deutlich über dem Niveau von vor der Energiekrise liegen. Insbesondere energiein-
tensive Industriezweige erhöhten 2024 ihren Erdgaseinsatz. Haushalte sowie Verbraucher im Sektor Ge-
werbe, Handel und Dienstleistungen verbrauchten etwas weniger Erdgas. Die Stromerzeugung aus Erdgas 
lag mit rund 3 Prozent im Plus, die Fernwärmeerzeugung aus Erdgas verharrte auf dem Niveau des Vorjahres. 
 
Der Verbrauch von Steinkohle ging 2024 insgesamt um 10 Prozent auf 774 PJ (26,4 Mio. t SKE) zurück. Der 
Einsatz von Steinkohle in Kraftwerken zur Stromerzeugung verzeichnete infolge einer insgesamt gesunkenen 
Stromerzeugung, einer gestiegenen Stromproduktion aus erneuerbaren Energien sowie erhöhten Strombezü-
gen aus den Nachbarländern ein Minus von rund 30 Prozent. Der Absatz an die Eisen- und Stahlindustrie 
erhöhte sich aufgrund der gestiegenen inländischen Roheisenproduktion dagegen um etwa 7 Prozent. 
 
Der Verbrauch von Braunkohle verzeichnete 2024 eine Abnahme um 10,2 Prozent auf 803 PJ (27,4 Mio. t 
SKE). Der Rückgang bei der Produktion entsprach weitgehend der Entwicklung der Lieferungen an die Kraft-
werke der öffentlichen Versorgung. In dieser Entwicklung spiegeln sich die steigende Produktion von Strom 
aus erneuerbaren Energien sowie die Verringerung der Braunkohle-Stromerzeugungskapazitäten im Zuge des 
fortschreitenden Kohleausstiegs wider. 
 
2024 wurden 24 Mrd. kWh (88 PJ) mehr Strom aus dem Ausland bezogen als umgekehrt aus Deutschland ins 
Ausland flossen. Damit war Deutschland erneut Netto-Importeur von Strom. Die Exporte sanken um 8 Prozent, 
die Importe erhöhten sich um 16 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Der aktuelle Importüberschuss ist ein Zei-
chen für einen funktionierenden europäischen Binnenmarkt. Höhere Stromimporte bedeuten weder eine Ab-
hängigkeit vom europäischen Ausland, noch weisen sie auf inländische Knappheit hin. 
 
Der Beitrag der erneuerbaren Energien erhöhte sich 2024 insgesamt um 1,1 Prozent auf 2.103 PJ (71,8 Mio. 
t SKE). Diese Entwicklung beruht insbesondere auf einer Zunahme der Stromproduktion aus Wasserkraft und 
Photovoltaik, während die Windstromerzeugung wetterbedingt um rund 2 Prozent zurückging. Insgesamt stieg 
der Beitrag erneuerbarer Energien zur Stromerzeugung um 2 Prozent. Bedingt durch die wärmere Witterung 
verringerte sich der Einsatz erneuerbarer Energien in der Wärmeerzeugung dagegen um etwa 1 Prozent. 
 
Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
 
 
Netto-Null-Industrien - Studie zu Produktionskapazitäten veröffentlicht 
 
Am 14. Januar 2025 hat die EU-Kommission eine Studie zu den Produktionskapazitäten von Netto-Null-In-
dustrien herausgebracht. Die Übersicht umfasst den Umfang an Kapazitäten und die von den Mitgliedstaaten 
ergriffene Maßnahmen, um die Herstellung von Netto-Null Technologien zu stärken. 
 
Die Studie bezieht sich dabei auf die zentralen Netto-Null-Technologien, die Leistungsfähigkeit der Mitglied-
staaten mit Blick auf deren Herstellung und aktuelle Herausforderungen der verschiedenen Sektoren. Dabei 
standen acht Sektoren im Fokus: 

1. Photovoltaik und thermische Solartechnologien: Während der deutsche Anteil an der europäi-
schen PV-Produktion zwischen 48 und 50 Prozent liege, sinke der europäische Anteil der weltweiten 
Herstellung. Bei thermischen Solartechnologien sei die industrielle Produktion stabil. Generelle Her-
ausforderungen seien insbesondere die negative Handelsbilanz mit Drittstaaten sowie die Abhängig-
keit bei kritischen Rohstoffen. 

2. Onshore-Windkraft und erneuerbare Offshore-Energie: Bei der Produktion von Windturbinen 
bleibe die EU führend, sei Nettoexporteur und decke 85 Prozent des eigenen Bedarfs. Dennoch führe 
die Dominanz chinesischer Produzenten bei Schlüsselkomponenten und zunehmender Wettbewerb 
mit chinesischen Konkurrenten zu einem Rückgang der Produktion in Europa. Insbesondere langwie-
rige Genehmigungsverfahren und der Mangel an Fachkräften forderten die Produzenten in Europa 
heraus. 

https://ag-energiebilanzen.de/presse/berichte/?from=2025&to=2025&arciv=0
https://energy.ec.europa.eu/news/new-study-offers-detailed-picture-eus-net-zero-manufacturing-industry-2025-01-14_en
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3. Batterie- und Energiespeichertechnologien: Laut Schätzungen hält Europa nur einen minimalen 
Anteil der Batteriefertigung (5 Prozent). Die Investitionen in diesem Bereich sollten jedoch steigen – 
dennoch sei auch hier die Abhängigkeit von Rohstoffen ein Faktor, der Produzenten zu schaffen 
macht. 

4. Wärmepumpen und Technologien für geothermische Energie: Europäische Unternehmen ferti-
gen einen großen Anteil der Wärmepumpen für den heimischen Bedarf (60-70 Prozent). Insbesondere 
die Länder Schweden, Deutschland und Dänemark seien zentrale Länder für die Produktion von Wär-
mepumpen. Derzeit verursachten eine sinkende Nachfrage und eine langsame Verbreitung Unsicher-
heiten mit Blick auf Investitionen. 

5. Elektrolyseure und Brennstoffzellen: Aufgrund von Investitionen sollte sich die europäische Kapa-
zität bis 2030 verdoppeln und somit signifikant wachsen. Grundsätzlich sei die EU daher in diesem 
Sektor gut aufgestellt, die größte Herausforderung sei der langsame Markthochlauf zusätzlich zu zu-
nehmendem internationalen Wettbewerb und der Rohstoffabhängigkeit. 

6. Technologien für nachhaltiges Biogas und Biomethan: Europa nehme hier eine Führungsrolle, 
insbesondere aufgrund der Equipment Produktion in Deutschland und Italien. Allerdings scheinen 
lange Genehmigungsverfahren, die mangelnde Verfügbarkeit von Ausgangsstoffen und eine fehlende 
Standardisierung den Ausbau zu hemmen. 

7. Technologien zur Abscheidung und Speicherung von CO2: Die EU führe bei den globalen Inves-
titionen in diese Technologien, jedoch sähe sie sich mit fehlender Skalierung und Verbreitung der 
Technologien konfrontiert. Das läge auch daran, dass die Wertschöpfungskette der Technologie sich 
weiterhin in der Entwicklungsphase befände. 

8. Stromnetztechnologien: Bei der Herstellung von Hochspannungs-Wechsel- und Gleichstromkabeln 
sei Europa weltweit an der Spitze, jedoch sorgen lange Genehmigungsverfahren und ein Mangel an 
Fachkräften für Unsicherheiten bei den Herstellern. 

 
Detaillierte Informationen zu einzelnen EU-Mitgliedstaaten können Sie in den zusätzlich veröffentlichten Län-
derberichten finden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Neue DNK-Plattform zur Nachhaltigkeitsberichterstattung für Unternehmen online 
 
Seit 12. März 2025 ist die neue DNK-Plattform für alle Unternehmen zugänglich. Sie bietet Unternehmen eine 
kostenfreie, nutzungsfreundliche Lösung, um gemäß der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 
zu berichten. Mit praxisnahen Anwendungshilfen führt sie Schritt für Schritt durch den Prozess. 
Unternehmen können die Plattform wie folgt nutzen: 

1. Registrierung: Unternehmen müssen sich auf der DNK-Plattform registrieren. 

2. Berichtsprozess: Die Plattform führt Schritt für Schritt durch den Berichtsprozess und bietet praxis-
nahe Hilfsmittel. 

3. Hilfsangebote: Unternehmen können auf unterstützende Materialien wie Webinar-Reihen, Erklärvi-
deos und Leitfäden zugreifen. 

4. Berichtserstellung: Der fertige Bericht kann im XBRL-Format direkt an Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften übermittelt werden. 

 
Die Plattform wird vom Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) finanziert und steht kos-
tenfrei zur Verfügung. 
 
Weitere Informationen zur neuen DNK-Plattform finden Unternehmen hier. 
 
Direkt zur Plattform geht es hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/64fa688d-d230-11ef-be2a-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/64fa688d-d230-11ef-be2a-01aa75ed71a1
https://www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de/
https://keycloak.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de/realms/dnk/protocol/openid-connect/auth?client_id=dnk-spa&redirect_uri=https%3A%2F%2Freport.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de%2F&state=33c6f0f0-d2e6-4bc8-8f10-024070f39207&response_mode=fragment&response_type=code&scope=openid&nonce=ca8035f5-ae6a-4a98-ae72-6ca6d5b728bb&code_challenge=7hn_6E4oHaR3HmoVKUj1cUaBi7mdkSmk68jUhvd82Cs&code_challenge_method=S256
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UBA-Forschungsbericht zu werblichen Umweltaussagen 
 
Klimaneutral, nachhaltig, recycelbar – Unternehmen bewerben ihre Produkte gern mit diesen oder vergleich-
baren Umweltaussagen. Doch nicht alle Aussagen sind rechtlich zulässig. Das Umweltbundesamt (UBA) hat 
im Rahmen eines Forschungsprojekts die Herausforderungen für verlässliche Umweltinformationen analysie-
ren lassen. Die Ergebnisse liegen nun in einem Bericht vor und bieten neben einem Beitrag zu den aktuellen 
Diskussionen um die EU-Initiativen „Empowering consumers for green transition“ und „Green claims“ auch 
konkrete Empfehlungen für Unternehmen und Verbraucher im Spannungsfeld zwischen valider Umweltinfor-
mation und Greenwashing. 
 
Der aktuelle Forschungsbericht des UBA mit dem Titel "Valide Umweltaussage oder Greenwashing? Heraus-
forderungen und Ansätze für glaubwürdige produktbezogene Umweltinformationen" bietet eine systematische 
Aufbereitung der Thematik Greenwashing. Er erschien im Februar 2025 und beinhaltet eine Analyse der recht-
lichen Instrumente zur Bekämpfung von Greenwashing, stellt die bestehenden Empfehlungen und Prinzipien 
zur Begründung guter Umweltaussagen zusammen und beleuchtet die Wahrnehmungen und Wirkungen auf 
Verbraucher. 
 
Der Forschungsbericht steht auf der Webseite des UBA zum Herunterladen bereit. 
 
Quelle: UBA 
 
 
 
 

FÖRDERPROGRAMME / PREISE 
 
 
Zweiter Förderaufruf Industrie und Klimaschutz (BIK) 
 
Am 28. Februar 2025 wurde vom Bundeswirtschaftsministerium (BMWK) ein zweiter Förderaufruf für die Bun-
desförderung Industrie und Klimaschutz (BIK) im Bundesanzeiger veröffentlicht. Projektideen werden bis zum 
15. Mai 2025 erwartet. 
 
Der am 28. Februar gestartete Aufruf betrifft das auf dem Befristeten Rahmen zur Krisenbewältigung und zur 
Gestaltung des Wandels (Temporary Crisis and Transition Framework, TCTF) beruhende Modul 1 Teilmodul 
2 (Investitionsvorhaben Dekarbonisierung). Da der TCTF bereits zum Ende des Jahres ausläuft und etwaige 
Zuwendungsbescheide vor dem 31. Dezember 2025 erteilt sein müssen, sind dieses Mal engere Fristen ge-
setzt worden. 
 
Die Projektskizzen sind bereits bis zum 15. Mai 2025 einzureichen (Ausschlussfrist). Nach dem Ablauf der 
Frist werden alle eingereichten Skizzen vom Kompetenzzentrum Klimaschutz in energieintensiven Industrien 
(KEI) bis zum 15. Juli 2025 begutachtet und anhand der Auswahlkriterien bewertet. Die maximale Förderhöhe 
beträgt 200 Millionen Euro pro Zuwendungsempfänger. Die Antragseinreichung ist sodann bis zum 15. Sep-
tember 2025 (Ausschlussfrist) möglich. Weitere Informationen finden Sie im Förderaufruf. 
 
Im ersten Förderaufruf haben von113 eingereichten Projektskizzen 82 Skizzen die Zugangskriterien zum Wett-
bewerb erfüllt. Die 64 Projekte, die sich im Wettbewerb durchsetzen konnten und nun zur Einreichung voll-
ständiger Förderanträge aufgefordert wurden, decken eine erfreuliche Bandbreite an unterschiedlichen Sek-
toren ab (u.a. Zement, Chemie, Glas, Abfallwirtschaft, Direct Air Capture, Papier) und verfolgen innovative 
Ansätze. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Förderprogramm Disruptive Ansätze zur industriellen Nutzung von CO2 
 
Ziel der Fördermaßnahme, die am 24. Januar 2025 veröffentlicht wurde, ist es, neuartige Ansätze für die 
Umwandlung von CO2 aus industriellen Punktquellen oder der Atmosphäre untersuchen zu lassen, die entwe-
der bereits bekannte Drop-in Lösungen wesentlich effizienter machen oder völlig neue Produkte und Märkte 
anvisieren. 
 

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/valide-umweltaussage-greenwashing
https://www.klimaschutz-industrie.de/
https://www.klimaschutz-industrie.de/fileadmin/kei/Dateien/Bundesfoerderung_Industrie_Klimaschutz/Modul_1/BAnz_AT_28.02.2025_BIK_Foerderaufruf_Teilmodul_2_im_Modul_1.pdf
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Diese Ansätze sollen so weit wie möglich für einen industriellen Einsatz vorbereitet werden. Daher ist eine 
Förderung bis zum Einsatz in einer Demonstrationsanlage möglich. 
 
Mögliche Produkte, Prozesse oder Fragestellungen umfassen: 

• Kunststoffe und deren Monomere, 

• Fein- und Plattformchemikalien, 

• Synthesegas, weitere Olefine, Kraftstoffe, Harnstoff, 

• Mineralisierungsprodukte, 

• die Identifikation, Analyse und Optimierung neuer Katalysatoren (photo-, photo-elektro-, organokata-
lysiert) oder Katalysator-Systeme, 

• neue Verfahren zur CO2-Nutzung durch alternative Energiebereitstellung mittels Laser, Plasma oder 
der Sonne, elektrochemische Verfahren, solarthermische Verfahren und weitere, 

• neuartige Ansätze, die Direct Air Capture- (DAC) und CCU-Anlagen koppeln wollen, 

• Hebung von Synergien zwischen CCU-Ansätzen und der Kohlenstoffbereitstellung durch Recycling, 

• Vorschläge für eine besonders flächensparende, integrierte Herstellung von Chemikalien, 
 
Antragsberechtigt sind Einzelvorhaben oder Verbünde, bestehend aus Hochschulen, außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, Großunternehmen, kleinen und mittelständischen Unternehmen (KMU), Gebietskör-
perschaften oder Nichtregierungsorganisationen. Die Antragstellung durch KMU und Start-ups wird ausdrück-
lich begrüßt. 
 
Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbarer Zuschüsse (für eine Laufzeit 
von bis zu drei Jahren) gewährt. 
 
In der ersten Verfahrensstufe ist dem Projektträger Jülich (PtJ) bis spätestens zum Stichtag 30. April 2025 
zunächst eine maximal zwölfseitige Projektskizze durch die vorgesehene Projekt- bzw. Verbundkoordination 
über das elektronische Antragssystem „easy-Online“ zu erstellen und vorzulegen. Die formalen und inhaltli-
chen Anforderungen an eine Projektskizze und die Kriterien, nach denen sie bewertet werden, sind in der 
Richtlinie beschrieben. Siehe hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Bundespreis Ecodesign - Ausschreibung 2025 
 
Unternehmen aller Größen und Branchen, Designer und Studenten sind wieder aufgerufen, sich bis zum 14. 
April 2025 mit ihren Konzepten, Dienstleistungen und Produkten um den renommierten Designpreis zu bewer-
ben. Seit 2012 loben das Bundesumweltministerium (BMUV) und das Umweltbundesamt (UBA) in Kooperation 
mit dem Internationalen Design Zentrum Berlin (IDZ) die höchste Auszeichnung der Bundesregierung für öko-
logisches Design aus. 
 
Weitere Informationen und Abgabe der Bewerbung unter expose2025_de.pdf 
 
 
dena Energy Efficiency Award 2025: Aufruf zur Einreichung von Unternehmensprojekten 
 
Der Energy Efficiency Award - Schaufenster konkreter Erfolge für die Energiewende und den Klimaschutz: 
Seit 2007 prämiert die dena Projekte zur Energie- und CO2-Einsparung sowie Konzepte von Unternehmen, 
die aufzeigen, wie der Weg in die Klimaneutralität und die Transformation der Industrie gelingen kann. 
 
Die Preisträger werden auf dem diesjährigen dena Energiewende-Kongress am 03. November 2025 in Berlin 
gekürt. Die Klimaschutz-Projekte der Preisträger in den vier Wettbewerbskategorien werden mit eigens pro-
duzierten Filmen gewürdigt. Der Gewinner des Sonderpreises für kleine und mittlere Unternehmen erhält ein 
Preisgeld von 5.000 Euro. 
 

https://www.bmbf.de/SharedDocs/Bekanntmachungen/DE/2025/01/2025-01-24-bekanntmachung-fona.html?view=renderNewsletterHtml
https://www.bundespreis-ecodesign.de/media/pages/wettbewerb/ausschreibung/4200775516-1737116062/expose2025_de.pdf


IHK-Umweltinfo März 2025 26 

Teilnahme und Anmeldung 

In den vier Wettbewerbskategorien des Energy Efficiency Award findet fast jeder kreative Lösungsansatz sei-
nen Platz. Auch die Teilnahme mit ungewöhnlichen Projekten lohnt sich, denn außer der hochkarätigen Jury 
kommt auch das Publikum zu Wort und darf über einen Preis bestimmen. Die Bewerbung ist so einfach ge-
staltet, dass auch kleine Unternehmen problemlos teilnehmen können. 
 
Nach der Registrierung können interessierte Unternehmen ihr Erfolgsprojekt oder Konzept schnell und un-
kompliziert digital einreichen. Auf der Webseite erklärt und erfasst ein Onlineformular die erforderlichen Infor-
mationen, damit das Projekt am internationalen Wettbewerb der dena teilnimmt. 
 
Bis zum 06. Juni 2025 können Sie Ihre Bewerbungen einreichen. Informationen zur Teilnahme am Unter-
nehmenswettbewerb finden sich auf der Award-Website. 
 
Quelle: dena 
 
 
 
 

VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
"Boost your Business in Greater Region – Wasser in der Bauwirtschaft der Großregion 2025" 
 
Am 03. April 2025 findet im IFSB-Gebäude in Bettemburg, Luxemburg, die Veranstaltung "Boost your Business 
in Greater Region – Wasser in der Bauwirtschaft der Großregion 2025" statt. Diese Konferenz richtet sich an 
Fachleute der Bauwirtschaft, darunter Architekten, Auftraggeber, Ingenieurbüros, Bauleiter, Bauunternehmen 
und Hersteller innovativer Lösungen. Ziel ist es, den Austausch von Erfahrungen zu fördern, zukünftige Part-
nerschaften anzuregen und die Entwicklung gemeinsamer Projekte voranzutreiben. 
 
Die Teilnahme ist kostenlos, jedoch ist eine vorherige Anmeldung erforderlich. Interessierte können sich über 
die Veranstaltungswebsite registrieren. Link zur Veranstaltung: https://water.bybgr.eu/. 
 
 
Chemikalienrechtliche Anforderungen verstehen: ChemBiozidDV, GefStoffV, CLP, UFI und PCN erklärt 
 
In dieser kostenfreien Online-Veranstaltung am 22. Mai 2025 (14:00 – 16:30 Uhr) erhalten Sie wertvolle Infor-
mationen zur Biozidrechtsdurchführungsverordnung (ChemBiozidDV) mit einem besonderen Fokus auf die 
Anforderungen zur Sachkunde und das Abgabegespräch. 
 
Lernen Sie, die ChemBiozidDV richtig von der GefStoffV und deren Anforderungen abzugrenzen. 
 
Zuletzt erhalten Sie noch einen umfassenden Überblick über die neue CLP-Verordnung. Mit einem Blick auf 
die neuen Vorgaben für 2026/2027 sowie die Einführung von UFI und PCN werden Sie bestens auf die kom-
menden Herausforderungen vorbereitet. 
 
Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Quelle: IHK Karlsruhe 
 
 
Pflichten und Auswirkungen des ÜAnlG für Betreiber technischer Anlagen 
 
Was sind eigentlich überwachungsbedürftige Anlagen und sind Sie Betreiber einer oder mehrerer solcher An-
lagen? Das Gesetz über überwachungsbedürftige Anlagen (ÜAnlG) hat Antwort, aber vor allem Pflichten und 
rechtliche Anforderungen für Sie parat. Den Überblick hierbei zu behalten, kann manchmal ganz schön schwer 
sein, weshalb Sie in dieser kostenfreien Online-Veranstaltung am 09. Oktober 2025 (10:00 - 12:00 Uhr) alle 
wichtigen Informationen hierzu erfahren. Auch das Zusammenspiel überwachungsbedürftiger Anlagen mit den 
Anforderungen aus dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wird beleuchtet. 
 
Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Quelle: IHK Karlsruhe 

https://www.dena.de/energy-efficiency-award/
https://water.bybgr.eu/
https://veranstaltungen.karlsruhe.ihk.de/b?p=20250522-chemikalienrechtlicheanforderungen
https://veranstaltungen.karlsruhe.ihk.de/b?p=20251009_ueberwachungsbeduerftigeanlagen
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Termine im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die beteiligten Industrie- und Handelskammern bieten eine Viel-
zahl von Veranstaltungen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes an. Seien Sie dabei! 
 
Eine Übersicht der angebotenen Veranstaltungen finden Sie Hier: https://www.klima-plattform.de/termine 
 
 
Jahresübersicht der saaris Weiterbildung:https://saaris.de/termine-veranstaltungen/ 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: 
 
Frau Anja Schönberger,  (0681) 210 66 144,  anja.schoenberger@saaris.saarland. 

https://www.klima-plattform.de/termine
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/
mailto:anja.schoenberger@saaris.saarland

